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Einwohnergemeindeversammlung 

 
Freitag, 4. Juni 2021, 20.00 – 22.30 Uhr 
 
in der Sporthalle 
 
 
Vorsitzender: Rudolf Hediger, Gemeindeammann 
Protokollführer: Marco Landert, Gemeindeschreiber 
 
Stimmenzähler: Kornel Köbeli, Product-Manager 
 Roger Ramseyer, Mechaniker 
 Brigitte Marti, Hausfrau 
 Stefan Farner, Malermeister 
 
 
Stimmberechtigte 
 
laut Stimmregister 3‘477 
 ======= 
 
Anwesend sind laut Auszählung 82 
 ======= 
 
Für die abschliessende Beschlussfassung (§ 30 Gemeindegesetz)  
ist 1/5 der Stimmberechtigten erforderlich       = 696 
 ======= 
 
Demgemäss ist die Versammlung nicht abschliessend beschlussfähig. Alle Beschlüsse (po-
sitive und negative) unterstehen dem fakultativen Referendum. Das Referendum kann von 
1/10 der Stimmberechtigten innert 30 Tagen seit Veröffentlichung der Beschlüsse schriftlich 
verlangt werden (§ 31 Gemeindegesetz). Massgebend ist die Zahl der Stimmberechtigten am 
Tage der Einreichung eines Begehrens. 
 
 
 
Traktandenliste 
 
1. Protokoll 
2. Rechenschaftsbericht, Gemeinderechnungen und Kreditabrechnungen 2020  
3. Einbürgerungen  
4. Gemeinderatsentschädigung für Amtsperiode 2022/25  
5. Anpassung Stellenplan für Gemeindeverwaltung  
6. Anpassung Reglement über die Finanzierung der Erschliessungsanlagen und der spezi-

alfinanzierten Betriebe  
7. Anpassung Wasserreglement  
8. Genehmigung «Gemeindevertrag über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz 

Lenzburg Seetal»  
9. Genehmigung Satzungsänderungen für Gemeindeverband Kreisschule Lotten 
10. Genehmigung Verpflichtungskredit für Sanierung Werkleitungen Haldenweg  
11. Genehmigung Verpflichtungskredit für Sanierung Trafostation Sandweg  
12. Verschiedenes  
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Eröffnung 

Herr Gemeindeammann Rudolf Hediger begrüsst zur Sommergemeindeversammlung der 
Einwohnergemeinde. Er dankt den Anwesenden für deren Erscheinen. Einen speziellen Gruss 
entbietet er den Jungbürgern und Neuzuzügern, welche heute das erste Mal an einer 
Gemeindeversammlung teilnehmen. Weiter werden auch die Personen begrüsst, welche ein 
Einbürgerungsgesuch gestellt haben und die Gemeindeversammlung auf der Seite verfolgen. 
 
Leider muss er Frau Gemeinderätin Jasmin Bühler-Hofer entschuldigen. Sie und ihr Mann 
Pascal sind am 24. März Eltern einer Tochter Mila Sophia geworden. Frau Jasmin Bühler-
Hofer befindet sich deshalb heute noch im Mutterschaftsurlaub. Aufgrund der versicherungs-
rechtlichen Vorschriften darf sie ihre Aufgaben als Gemeinderätin während dieser Zeit nicht 
wahrnehmen und kann deshalb heute Abend auch nicht in der Funktion als Gemeinderätin an 
der Gemeindeversammlung teilnehmen. Ihre Geschäfte werden durch ihre Stellvertreterin 
Frau Vizeammann Tinner vorgetragen. 
 
Der Vorsitzende informiert, dass trotz der weiterhin unsicheren Lage wegen Corona die eid-
genössischen und kantonalen Behörden die Durchführung von Gemeindeversammlungen 
erlauben. Der Gemeinderat hat sich darum entschlossen, die heutige Gemeindeversammlung 
wie geplant und unter Einhaltung der geltenden Schutzvorschriften durchzuführen.  
 
Es freut den Gemeinderat darum sehr, dass Sie heute Abend trotzdem erschienen sind. Der 
Gemeinderat dankt Ihnen dafür und für die Einhaltung der Schutzmassnahmen. 
 
Die Unterlagen zur heutigen Gemeindeversammlung sind während 14 Tagen vom 21. Mai bis 
4. Juni 2021 bei der Gemeindekanzlei öffentlich aufgelegen und waren zusätzlich auf der 
Webseite ausgeschrieben. Stimmrechtsausweis, Traktandenliste und Versammlungsunter-
lagen wurden allen Stimmberechtigten rechtzeitig zugestellt. Der Vorsitzende stellt fest, dass 
die Gemeindeversammlung ordentlich einberufen worden ist. Die Versammlungsteilnehmen-
den werden gebeten, für Wortmeldungen das Mikrofon zu benutzen und den Namen für das 
Protokoll bekannt zu geben. Allfällige Anträge sollen klar formuliert werden und es soll jeweils 
aufgezeigt werden, welche Auswirkungen eine Annahme auf die Geschäftsführung und 
Entwicklung der Gemeinde hätte. 
 
Der Vorsitzende informiert, dass heute viele Geschäfte zur Diskussion und Abstimmung ste-
hen. Zum Teil handle es sich um formelle Angelegenheiten. Alle Geschäfte hätten aber einen 
direkten Einfluss auf die Entwicklung der Gemeinde. Der Gemeinderat habe versucht, die 
Geschäfte im Versammlungsbüchlein detailliert zu erklären, sei aber gerne bereit, heute 
Abend weitere Auskünfte und Erklärungen zu erteilen. 
 
Da die meisten Geschäfte auf die Finanzen der Gemeinde und der Eigenwirtschaftsbetriebe 
Auswirkungen haben, sei es wichtig, zu wissen, wie die Gemeinde Rupperswil im kantonalen 
Vergleich der Steuerfüsse dastehe. Gemäss dem Verzeichnis 2021 der Gemeindesteuerfüsse 
im Kanton Aargau belege Rupperswil im kantonalen Ranking mit 97% den 40. Rang (Vorjahr 
= 42. Rang) von 210 Gemeinden. Zusammen mit Rupperswil haben nur 7 Gemeinden einen 
Steuerfuss von 97%. Im Bezirk Lenzburg steht Rupperswil hinter Meisterschwanden (60%), 
Staufen (76%), Seengen (77%), Möriken-Wildegg (94%) und Holderbank (95%) auf dem 
6. Rang (Vorjahr = 6. Rang) von 20 Gemeinden. 
 
Unter diesen nicht allzu schlechten Voraussetzungen erfolgt nun die Behandlung der 
Geschäfte. 
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Verhandlungen 
 
1. Protokoll 
 
Gestützt auf die Prüfung der Protokollprüfungskommission wird beantragt: 
 
Das Protokoll der letzten Einwohnergemeindeversammlung vom 20. November 2020 sei zu 
genehmigen.  
 
Die Diskussion zu diesem Traktandum wird nicht benützt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Das Protokoll der Einwohnergemeindeversammlung vom 20. November 2020 wird einstimmig 
genehmigt. 
 
 
 
2. Rechenschaftsbericht, Gemeinderechnungen und Kreditabrechnungen 2020 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger informiert, dass die Details zu den Rechnungen und Kredit-
abrechnungen während der Auflagefrist auf der Finanzverwaltung und auf der Webseite 
eingesehen werden konnten. 
 
Der Rechenschaftsbericht 2020 ist ebenfalls auf der Webseite der Gemeinde publiziert. Die 
Gemeindeversammlung muss gemäss Gemeindegesetz vom Rechenschaftsbericht lediglich 
Kenntnis nehmen. Fragen können selbstverständlich jederzeit an den Gemeinderat oder die 
Gemeindeverwaltung gestellt werden.  
 
Die Gemeinde- und Kreditabrechnungen wurden vom Gemeinderat und von der Finanz-
kommission vorschriftsgemäss geprüft. 
 
Vizeammann Mirjam Tinner informiert zur Rechnung 2020 wie folgt: 
 
Einwohnergemeinde 
 
Die Erfolgsrechnung der Einwohnergemeinde (ohne spezialfinanzierte Betriebe) schliesst bei 
Ausgaben von Fr. 19‘132‘603.96 und Einnahmen von Fr. 19‘182‘279.09 mit einem 
Ertragsüberschuss von Fr. 49‘675.13 (Vorjahr Fr. 43‘933.98) ab. Dieser wird dem Eigenkapital 
gutgeschrieben. Das Eigenkapital (ohne Aufwertungsreserve) beträgt nach Zuweisung des 
Ergebnisses 5.58 Millionen Franken per 31. Dezember 2020. Budgetiert war ein Auf-
wandüberschuss von Fr. 516‘700.--. Das nun um Fr. 566‘400.-- bessere Ergebnis gegenüber 
dem Budget 2020 lässt sich zusammengefasst wie folgt erklären (nach Bereichen): 
 
Mehrkosten Allg. Verwaltung Fr. 125‘900 
Minderkosten Öffentliche Ordnung und Sicherheit Fr. 137‘100 
Mehrkosten Bildung Fr. 58‘300 
Minderkosten Kultur, Sport und Freizeit Fr. 62‘600 
Minderkosten Gesundheit Fr. 40‘200 
Minderkosten Soziale Sicherheit Fr. 318‘700 
Mehrkosten Verkehr Fr. 61‘700 
Mehrkosten Umweltschutz und Raumordnung Fr. 17‘700 
Mehreinnahmen Volkswirtschaft Fr. 15‘900 
Mehrkosten Finanzen (ohne Steuern) Fr. 65‘500 
Mehreinnahmen Gemeinde- und Sondersteuern Fr. 321‘000 

Total Rechnungsgewinn gegenüber Budget 2020 Fr. 566‘400 
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Die Selbstfinanzierung (Cashflow) beträgt Fr. 2‘257633 (Budget 2020: Fr. 1‘704‘800; Vorjahr: 
Fr. 2‘173‘144). 
 
Ausgaben der Investitionsrechnung (ohne spezialfinanzierte Betriebe): 
 
Asylwesen Fr. 5‘042 
Strassenwesen Fr. 883‘513 
Raumordnung (Nutzungsplanung) Fr. 6‘900 

Total Ausgaben Investitionsrechnung Fr. 895‘455 
 
Einnahmen wurden keine erzielt. 
 
Die flüssigen Mittel in der Bilanz haben von Fr. 2‘943‘733 um Fr. 617‘754 zugenommen und 
betragen am 31. Dezember 2020 Fr. 3‘561‘487. Die Liquiditätszunahme ist in der Geldfluss-
rechnung nachgewiesen. Die Schulden bestehen nach wie vor aus einem im Jahr 2017 auf-
genommenen Fremddarlehen (Laufzeit bis März 2023). Im Berichtsjahr konnten erneut 1 
Million Franken zurückbezahlt werden, so dass der Kredit noch 8 Millionen Franken beträgt. 
Weiter bestehen interne Darlehen und Kontokorrente gegenüber den spezialfinanzierten 
Betrieben und der Ortsbürgergemeinde. Die Nettoschuld per 31. Dezember 2020 beträgt 
Fr. 14‘975‘900 und konnte um 1.38 Millionen Franken weiter abgebaut werden (Vorjahr: Fr. 
16‘358‘400). Die Abnahme ist insbesondere auf die Rückzahlung des Fremddarlehens sowie 
die höhere Selbstfinanzierung gegenüber dem Budget zurückzuführen. 
 
Spezialfinanzierte Betriebe 
 
Die Wasserversorgung erzielte einen Ertragsüberschuss von Fr. 58‘229. Budgetiert war ein 
Aufwandüberschuss von Fr. 49‘100. Das Guthaben der Wasserkasse beträgt per 
31. Dezember 2020 total 5.93 Millionen Franken. 
 
Bei der Abwasserbeseitigung war ein Aufwandüberschuss von Fr. 214‘800 budgetiert. 
Abgeschlossen wurde mit einem Aufwandüberschuss von Fr. 120‘054. Das Guthaben der 
Abwasserkasse beträgt 10.04 Millionen Franken per 31. Dezember 2020. Der Aufwandüber-
schuss bei der Abwasserbeseitigung beruht auf dem Kostendeckungsprinzip, damit das hohe 
Guthaben abgebaut werden kann. 
 
Die Abfallwirtschaft konnte mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 18‘149 abgeschlossen 
werden. Budgetiert war ein Aufwandüberschuss von Fr. 22‘300. Das Guthaben der Abfall-
wirtschaft beträgt Fr. 458‘200 per 31. Dezember 2020. 
 
Zum Schluss noch die Zahlen der Elektrizitätsversorgung. Diese schliesst ab mit einem 
Aufwandüberschuss von Fr. 579‘256. Budgetiert war ein Aufwandüberschuss von 
Fr. 135‘700. Das Guthaben der Elektrizitätsversorgung beträgt 1.69 Millionen Franken per 
31. Dezember 2020. 
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Kreditabrechnungen 
 
Bruttoanlagekosten: 567’650.24 

Kreditüberschreitung: 152’650.24 37%

Begründung: 

- Die während der Ausarbeitung des Bauprojekts für die Beschaffung vorgesehenen und vom 

Kantonalen Sozialdienst zugesicherten 16 Container waren nach der Kreditgenehmigung nicht mehr 

verfügbar, weshalb andere Container beschafft und das Raumkonzept überarbeitet werden musste, 

um weiterhin 40 Unterbringungsplätze erstellen zu können. Aufgrund des überarbeiteten 

Raumkonzepts und der geringeren Grösse der neuen Container mussten letztlich statt 16 Container 

deren 21 beschafft werden. Im Zusammenhang mit dieser Projektänderung wurden Mehrkosten von 

insgesamt Fr. 63'500.00 veranschlagt. Für die temporäre Zwischenlagerung der 21 Container wurden 

nicht budgetierte Kosten von Fr. 3'800.00 veranschlagt.

- Im Dezember 2018 war das Büro Müller + Holliger Architektur GmbH vom Architekturauftrag 

zurückgetreten. An dessen Stelle konnte glücklicherweise Herr Heinz Burger, Firma H+H Burger AG 

für die Weiterführung des Projekts gewonnen werden. Im Zusammenhang mit diesem Wechsel des 

Architekturbüros entstanden unvorhersehbare Mehrkosten.

- Der überarbeitete Kostenvoranschlag wies – trotz bereits zahlreichen Sparmassnahmen – 

Gesamtkosten von insgesamt Fr. 583'000.00 aus. Der Gemeinderat hatte den revidierten 

Kostenvoranschlag am 16. April 2019 zu Kenntnis genommen und aus Zeitgründen beschlossen, auf 

die Einholung eines Nachtragskredits zu verzichten. Um dennoch Kosten einzusparen wurde 

beschlossen, die Unterkunft vorerst und gemäss aktuellem Bedarf nur für 30 Personen auszurüsten 

und die restliche Ausrüstung – unter Vorbehalt der Notwendigkeit – zu Lasten des Budget 2020 zu 

finanzieren.

 
Erschliessung Breechli Süd

Beschluss Gemeindeversammlung: 21.11.2014

Verpflichtungskredit: 2’839’000.00  

Bruttoanlagekosten: 2’572’848.90  

Kreditunterschreitung: -266’151.10   -9%

Begründung: 

- Minderkosten Strassenbau: Wiederverwendung von Material (Kies) / Günstigere Strassenbeleuchtung

- Minderkosten Wasserversorgung: Verbau Erschliessungs- und Transportleitung in einem

- Minderkosten Abwasserbeseitigung: Wiederverwendung Bodenmaterial (Kies) / Position 

Unvorhergesehenes wurde nicht gebraucht

- Mehrkosten Elektriziätsversorgung: Projektänderung Trafostation infolge Einsprachen / Aufwändige 

Arbeiten in der Schweizistrasse / Zusatzarbeiten im Wiesenweg / Zusätzliche Verbindung zu anderer 

Trafostation
 

Teilsanierung Schweizistrasse

Beschluss Gemeindeversammlung: 23.11.2018

Verpflichtungskredit: 340'100.00     

Bruttoanlagekosten: 244'048.55     

Kreditunterschreitung: 96'051.45       28%

Begründung: 

- Minderkosten Wasserversorgung: Die Arbeitsvergaben lagen teilweise massiv unter dem 

Kostenvoranschlag; die Positionen Unvorhergesehenes und Verschiedenes mussten nicht oder nicht 

im vollen Umfang beansprucht werden (Minderkosten insgesamt Fr. 90'000)

- Minderkosten Abwasserbeseitigung: Die Arbeitsvergaben lagen um Fr. 3'300 unter dem 

Kostenvoranschlag

- Minderkosten Elektriziätsversorgung: Die Arbeiten waren um Fr. 2'700 weniger aufwändig
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Diskussion: 
 

Bitte beachten Sie bezüglich aller nachfolgend schwarz eingefärbten 
Textstellen den Hinweis am Ende des Protokolls!  
 
Rolf Kohler, Oberdorf 15 
„Während der Aktenauflage habe ich in die aufliegenden Unterlagen Einsicht genommen, vor 
allem in den Erläuterungs- und Bestätigungsbericht der Finanzkommission. Aus diesem 
Bericht habe ich erneut entnommen, dass das IKS immer noch nicht eingeführt worden ist, 
obwohl dies rechtlich vorgeschrieben ist. In meinem persönlichen Archiv habe ich den Bericht 
der damaligen Finanzkommission zur Rechnungsprüfung aus dem Jahr 2007 gefunden. In 
diesem Bericht ist erstmals die gesamte Problematik IKS angesprochen worden. Im aktuellen 
Bericht der Finanzkommission wird festgestellt, dass das Interne Kontrollsystem nach wie vor 
nicht eingeführt ist. Grundsätzlich ist es so, dass eine rechtliche Verpflichtung besteht, dieses 
Kontrollsystem einzuführen, festgehalten in Art. 94 a des Gemeindegesetzes (SAR 171.100). 
Ferner gibt es dazu weitere Informationen im Handbuch für das Rechnungswesen in Kapital 
14.3, wo die Themen IKS und Riskmanagement angesprochen werden. Dieses Handbuch ist 
die sogenannte „Bibel“ vom Leiter Finanzen. Schliesslich sind zur IKS-Überprüfung im 
Handbuch für Finanzkommissionen ebenfalls entsprechende Ausführungen enthalten. Auch 
auf der Homepage vom Kanton, Gemeindeabteilung, sind zahlreiche Unterlagen und Vorlagen 
zum IKS und zum Riskmanagment verfügbar. In Rupperswil ist dies bereits mehrfach 
angegangen worden und es sind verschiedene Projekte durchgeführt und externe Spezialisten 
zum Aufbau des Internen Kontrollsystems beigezogen worden. Leider ist nach wie vor immer 
noch nichts passiert. Zusätzlich sind Informationsanlässe von Mitgliedern der 
Finanzkommission und vom Gemeinderat besucht worden. Alle diese Aktivitäten sind immer 
wieder gestoppt worden, ohne klar zu erkennen weshalb. Deshalb meine Frage: Wann 
gedenkt der Gemeinderat gemäss den gesetzlichen Grundlagen Art. 94 a Gemeindegesetz 
das Interne Kontrollsystem endlich einzuführen und aktiv anzuwenden?“ 
 
Der Vorsitzende informiert und präzisiert, dass IKS in Teilbereichen eingeführt und gewisse 
Prozesse in verschiedenen Abteilung definiert und festgehalten worden sind. Allerdings sind 
noch nicht alle Prozesse erarbeitet und erfasst. Nach der Besprechung mit der 
Finanzkommission hat der Gemeinderat die Verwaltung beauftragt, innert nützlicher Frist und 
sehr zeitnah Bericht zu erstatten, wie die Kontrollen erfogen und dokumentiert werden. 
Zusammenfassend wird festgehalten, dass IKS für gewisse Prozesse vorhanden ist, jedoch 
noch nicht für alle Themen. Zudem müssen die entsprechenden Kontrollen festgelegt und 
verbindlich eingeführt werden. 
 
Rolf Wildi, Maienweg 13 
„Zur Rechnung 2020 habe ich Fragen im Bereich der Elektrizitätsversorgung. Am Wiesenweg 
steht seit längerer Zeit eine vollständig ausgerüstete Trafostation, „wie bestellt und nicht 
abgeholt“. Ich gehe davon aus, dass diese Trafostation längst in der EW-Rechnung belastet 
worden ist. Heute bin ich extra dort vorbei gefahren und konnte feststellen, dass sich die 
Trafostation immer noch dort befindet, schätzungsweise seit nunmehr gut drei Jahren. Für 
mich ist diese Situation unklar. Vielleicht erhalte ich heute Auskunft vom Gemeinderat was mit 
dieser Anlage geplant ist. Dann frage ich mich; ich habe mich ja an der letzten 
Gemeindeversammlung gemeldet und gefragt, wieso der Gemeinderat uns 
Stromkonsumenten eine völlig übertriebene Strompreiserhöhung für 2020/21 von 20 % 
beschert hat. Nachdem ich an der letzten Gemeindeversammlung diese masslose Erhöhung 
zur Abstimmungen bringen wollte, ist das vom Vorsitzenden verweigert worden, u.a. mit der 
Begründung, die Erhöhung sei von der Gemeinde bei der Elektrizitätskommission vom Bund 
beantragt und von dieser bewilligt worden. Nur, die Elcom hat gar keinen gesetzlichen Auftrag 
zur Bewilligung von Strompreiserhöhungen. Zweite Frage: Wann gedenkt der Gemeinderat 
die gesetzlichen Vorgaben einer Strompreiserhöhung bezüglich Informationspflicht zu erfüllen 
und zwar gemäss Artikel 4 b Absatz 1 der Stromversorgungsverordnung? In dieser 
Bestimmung heisst es Folgendes: Mitteilungen von Änderungen der Elektrizitätstarife. Die 
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Verteilnetzbetreiber sind verpflichtet, gegenüber Endverbrauchern mit Grundversorgung, 
Erhöhungen oder Senkungen der Elektrizitätstarife zu begründen. Aus der Begründung muss 
hervorgehen, welche Kostenveränderungen zu Erhöhungen oder Senkungen führen. Also 
nach meiner Meinung genügt es nicht, wenn der Gemeinderat einfach in der Dorfpost schreibt, 
die Stromtarife werden erhöht. Ich habe erwartet, dass bei der letzten A-Konto-Rechnung im 
November oder bei der Schlussrechnung anfangs Jahr ein entsprechendes Schreiben mit dem 
Tarifblatt zugestellt worden wäre, wie das üblicherweise bei allen vergleichbaren 
Tarifanpassungen z.B. Mobilabo oder bei Banken üblich ist. In der Rechnung der 
Elektrizitätsversorgung sind unter anderem Honorare von Fr. 64‘000.-- für die interimistische 
Führung der Elektrizitätsversorgung Rupperswil durch das RTB Wildegg aufgeführt. Was 
kostet uns die nicht nachvollziehbare Freistellung vom ehemaligen Leiter der Technischen 
Betriebe? Ich finde es eine Zumutung für uns Stromkonsumenten, wenn der 
Gemeindeammann auf berechtigte Kritik einen 57-jährigen fachlich bestens ausgewiesenen 
Abteilungschef der Technischen Betriebe nicht anders reagiert und diesen auf die Strasse 
stellt, anstatt die Probleme mit seinen Untergebenen anzugehen. Aufgrund der unerklärlichen 
Personalwechsel auf Stufe Abteilungsleitung im vergangenen Jahr stelle ich die Frage: Hat 
der Gemeinderat ein Führungsproblem? Viertens. Wieso hat der Gemeinderat an den beiden 
letzten Gemeindeversammlungen unter anderem für die Beratung und Reorganisation der 
Elektrizitätsversorgung die entsprechenden Reglemente, wie Elektrizitätsreglement, 
Finanzierungsreglement (Reglement über die Finanzierung der Erschliessungsanlagen und 
der spezialfinanzierten Betriebe) und Gebührenanhäge nicht auf der Homepage 
aufgeschaltet? Diese waren jedenfalls bei den abrufbaren Unterlagen zur 
Gemeindeversammlung nicht auffindbar. Das Gleiche gilt für das Baugebühren-Reglement. 
Und zum Schluss: Ich musste feststellen, dass seit mehreren Jahren ein Grossteil der 
Mitglieder der Finanzkommission nach nur einer Amtsdauer aus Frust wegen der 
Zusammenarbeit mit dem Gemeinderat auf eine Wiederwahl verzichtet. Missbraucht der 
Gemeinderat seine Macht? Was sind die Gründe? 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger erklärt, dass die Trafostation Breechli effektiv angeschafft 
worden ist, unter der Voraussetzung der baulichen Realisierung. Im Baugesuchsverfahren 
sind jedoch Einwendungen erhoben worden. Die Station ist an diesem Standort deponiert, bis 
sich eine andere Nutzungsmöglichkeit ergibt. In der Zwischenzeit liegt eine Kaufanfrage einer 
benachbarten Elektrizitätsversorgung vor. „Zu den an meine Adresse gerichteten 
Anschuldigungen halte ich fest, dass nach der letzten Gemeindeversammlung beim 
Departement Volkswirtschaft und Inneres eine Beschwerde wegen der Sitzungsführung 
eingereicht worden ist. Der Entscheid lautete am Schluss wie folgt: Die Gemeindebeschwerde 
vom 30. November 2020 wird abgewiesen. Die Beschwerde ist erhoben worden, weil ich den 
Antrag auf Durchführung einer Abstimmung über die Stromtarife als unzulässig erklärt und 
abgelehnt habe. Im Rahmen des Beschwerdeverfahrens ist meine Entscheidung als korrektes 
Vorgehen von der Beschwerdeinstanz bestätigt worden. Begründung und Information zu den 
Stromtarifen: Dieser Hinweis wird aufgenommen. Bis jetzt sind die Stromtarife auf der 
Homepage aufgeschaltet worden. Der Prozess zur Festsetzung der Tarife wird gerne 
nochmals wiederholt. Die Beratung erfolgt durch ein externes Fachbüro, welches die 
entsprechenden Berechnungen und Vorschläge aufgrund der Rechnungsergebnisse und vom 
Investitionsvoranschlag erarbeitet. Anschliessend werden diese Unterlagen dem Gemeinderat 
zur Prüfung und Entscheidung unterbreitet. Danach werden die festgelegten Tarife auf der 
Website der Gemeinde aufgeschaltet. Gleichzeitig werden die Tarife der Elcom zur Prüfung 
unterbreitet. Sofern zu hohe Tarife festgelegt wurden, wird die Elektrizitätsversorgung von der 
Elcom verpflichtet, in den nächsten Jahren entsprechende Anpassung vorzunehmen. Solche 
Anpassungen mussten in den letzten zwei, drei Jahren gemacht werden. Aufgrund dieser 
Situation mussten die Stromtarife jetzt wieder erhöht werden. Die Reserven der 
Elektrizitätsversorgung haben stark abgenommen. Daneben müssen für die Tariffestsetzung 
auch die künftigen Aufgaben und Investitionen berücksichtigt werden. Zum Führungsproblem 
kann ich Ihnen sagen, dass verschiedene und nicht öffentlich zu diskutierende 
Angelegenheiten erfolgt sind. Nur so viel: Der Gemeinderat hat sehr lange und über Jahre 
hinweg immer wieder diese Personalie behandelt und auch Rückmeldungen aus der 
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Bevölkerung erhalten. Am Schluss musste vom Gemeinderat dieser Führungsentscheid 
gegenüber dem Geschäftsleitungsmitglied erfolgen. Die genehmigten Reglemente werden auf 
der Website der Gemeinde aufgeschaltet. Das bisherige Vorgehen der Gemeinde Rupperswil 
ist korrekt und gesetzeskonform. Die Frage zu den Kandidaturentscheiden der 
Finanzkommissionsmitglieder kann vom Gemeinderat nicht beantwortet werden.“ 
 
Erläuterungen Robert Kunz, Präsident Finanzkommission 
„Die Finanzkommission hat die gesamte Rechnung 2020 angeschaut und sich nicht nur auf 
Schwerpunktprüfungen beschränkt. Erfreut wurde zur Kenntnis genommen, dass ein Gewinn 
von Fr. 49‘675.-- erzielt werden konnte, obwohl mit einem budgetierten Verlust von rund 
Fr. 516‘700 gerechnet wurde. Verschiedene Sondereffekte haben zu diesem positiven 
Ergebnis beigetragen, wie weniger Ausgaben in der Sozialhilfe, infolge von 
Fremdfinanzierungen oder Minderkosten beispielsweise bei der Feuerwehr sowie höherer 
Erträge aus Gemeinde- und Sondersteuern. Die Finanzkommission hat verschiedene Punkte 
mit Fragen zur Rechnung festgehalten und diese mit dem Gemeinderat besprochen. Beispiele: 
Strassenunterhalt, Beleuchtung, Personalreglement, Honorare, fehlendes Internes 
Kontrollsystem mit Prüfbericht, spezialfinanzierte Betriebe z.B. Elektrizität und schlussendlich 
wurden auch einige buchhalterische Punkte besprochen. Das Hauptthema waren aber dieses 
Jahr die Kreditabrechnungen. Mit den Kreditabrechnungen ist die Finanzkommission nicht 
zufrieden. Die heute vorliegenden Kreditabrechnungen sind vorher schon ein oder zwei Mal 
an den Gemeinderat zur Überarbeitung und Beantwortung von Fragen zurückgewiesen 
worden. Entsprechende Antworten sind der Finanzkommission zugestellt worden. 
Insbesondere geht es um die Kreditabrechnungen Breechli Süd und Ersatzneubau 
Asylbewerberunterkunft. Die Finanzkommission ortete verschiedene kleinere Problemkreise, 
die zu Mehraufwand, Mehrkosten und Verzögerung im Projekt führten. Einige Punkte aus dem 
Erläuterungsbericht der Finanzkommission werden auszugsweise vorgetragen. Projekt-
übergaben und Wechsel von Lieferanten/Mitarbeitern sind ungenügend definiert und doku-
mentiert worden. Beispiel Asylbewerberunterkunft: Wechsel Architekt, erstaunlicherweise 
musste der neue Architekt wieder bei null starten. Offenbar konnten nicht einmal mehr die 
Pläne vom ersten Architekten genutzt und weiterverwendet werden. Die Projektverzögerung 
führte dazu, dass die reservierten Container nicht mehr verfügbar waren. Die Finanzkommis-
sion erwartet in Zukunft ein klares Schnittstellen-Management und eine saubere Projekt-
übergabe bei ähnlichen Fällen. Als weitere Konsequenz empfiehlt die Finanzkommission, in 
Zukunft Aufträge nur an geeignete Architektur- und Ingenieurbüros zu erteilen und verant-
wortliche leitende Mitarbeiter mit entsprechenden Qualifikationen einzusetzen, damit ein 
strukturiertes Projektmanagement und Projektcontrolling möglich ist. Es ist wichtig, dass ver-
stärkt bei Krediten und Projekten entsprechende Vorstudien besser und detaillierter ausge-
arbeitet werden. So können sogenannte Überraschungen, wie falsch eingezeichnete Strom-
leitungen in den Plänen rechtzeitig erkannt und in der Kalkulation mitberücksichtigt werden. 
Das Gleiche gilt für den Umgang mit Einsprachen und Beschwerden gegen Projekte, diese 
sind detaillierter einzukalkulieren. Sinnvoller wäre es jedoch, die Anwohner vorgängig zu 
informieren und diese in den Prozess miteinzubeziehen. So könnten vermutlich die zeitlichen 
Abläufe gestrafft und zusätzliche Kosten vermieden werden. Also verbessertes Risiko-
management und Einhaltung von Richtlinien, das sogenannte Compliance-Management. Die 
Finanzkommission stellt fest, dass Vorkommnisse und Abläufe bei Projekten teilweise nur 
lückenhaft zurückverfolgt werden können. Auch hier wird empfohlen, eine verbesserte Rück-
verfolgung zu gewährleisten. Die Finanzkommission erwartet, dass Pendenzenlisten und 
Dokumentationen geführt werden. Nach Ansicht der Finanzkommission müssen Nachtrags-
kredite immer und in jedem Fall von der Gemeindeversammlung genehmigt werden. Diese 
Erkenntnisse sollten aufgearbeitet, dokumentiert und klar festgehalten werden, als Grundlage 
für eine verbesserte Projektabwicklung bei zukünftigen Vorhaben. So viel zum Thema offene 
Fehlerkultur und Massnahmenkatalog für künftige Projekte. Zusammengefasst heisst das im 
Klartext, es braucht Korrekturen und eine Standardisierung und Professionalisierung bei 
Krediten. Die Finanzkommission erwartet zudem, dass die projektleitenden Personen im 
Gemeinderat mehr Führungsverantwortung wahrnehmen und die Projekte straffer und enger 
führen. Aber erfreulicherweise darf die Finanzkommission auch informieren, dass der 
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Gemeinderat bereits reagiert und vor kurzer Zeit ein standardisiertes Projektmanagement 
eingeführt und die Finanzkommission entsprechend informiert hat. Auch das Projektcontrolling 
wird künftig auf einer separaten Vorlage dokumentiert. Diese Entwicklung und Verbesserung 
ist von der Finanzkommission positiv zur Kenntnis genommen worden. Für die Abwicklung der 
künftigen Projekte dient das zur Etablierung und besseren Strukturierung der Kre-
ditabrechnungen. Soweit die Ausführung der Finanzkommission. Gibt es noch Fragen?» 
 
Nachdem keine Diskussion gewünscht wird, informiert der Finanzkommissionspräsident 
Robert Kunz über das Abstimmungsprozedere. Zuerst wird über die Kreditabrechnungen 
abgestimmt und danach über die Jahresrechnung 2020 der Einwohnergemeinde. 
 
 
Kreditabrechnungen 
 
Im Einverständnis der Gemeindeversammlungsteilnehmer wird gesamthaft über die drei 
Kreditabrechnungen abgestimmt. Die einzelnen Kreditabrechnungen lauten wie folgt: 
 

− Ersatzneubau Asylbewerberunterkunft 

− Erschliessung Breechli Süd 

− Teilsanierung Schweizistrasse 
 
Antrag: 
 
Die Finanzkommission beantragt die Genehmigung der vorerwähnten Kreditabrechnungen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Die Kreditabrechnungen werden mehrheitlich angenommen. 
 
 
Jahresrechnung 2020 Einwohnergemeinde 
 
Antrag: 
 
Die Finanzkommission beantragt die Genehmigung der Gemeinderechnung 2020. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Die Jahresrechnung 2020 der Einwohnergemeinde wird mehrheitlich angenommen. 
 
 
Gemäss Artikel 24 des Gemeindegesetzes haben sich bei den vorerwähnten Abstimmungen 
der Stimme enthalten: Gemeinderat, Gemeindeschreiber und Finanzverwalter. 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger dankt der Finanzkommission, dem Finanzverwalter und 
dem Gemeindeschreiber für die geleistete Arbeit im Zusammenhang mit der Erstellung der 
Rechnung und der Gemeindeversammlungsvorlage. 
 
 
 
3. Einbürgerungen 
 
Vor der Behandlung dieses Traktandums verlassen die Einzubürgernden sowie ihre Ver-
wandten den Saal. Der Vorsitzende erklärt, dass gemäss Art. 15b des Bundesgesetzes über 
Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts die Ablehnung von Einbürgerungsgesuchen 
zu begründen sind. 
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Ein Einbürgerungsgesuch kann nur mit entsprechendem Antrag der Stimmberechtigten 
abgelehnt werden. 
Gestützt auf die Bürgerrechtsgesetzgebung bewerben sich um die Aufnahme in das 
Gemeindebürgerrecht von Rupperswil: 
 
Parente Michele und Parente-Monrás Veronica mit den Töchtern Inés und Iris 
 
Herr Parente ist am 13. Juni 1982 in Muri AG geboren und in Wohlen AG aufgewachsen. Er 
besuchte die obligatorische Schule in Wohlen AG und absolvierte eine Berufsausbildung zum 
Elektroinstallateur EFZ. Anschliessend schloss er eine Ausbildung zum Instandhal-
tungsfachmann ab. Heute ist Herr Parente als Leiter der Haustechnik im Migros Verteilzentrum 
in Suhr AG tätig. Im 2012 zog er gemeinsam mit seiner Ehefrau nach Rupperswil. In seiner 
Freizeit widmet sich Herr Parente gerne dem Kampfsport. Herr Parente ist italienischer 
Staatsangehöriger. 
 
Frau Parente-Monrás ist am 13. Juni 1982 in Aarau AG geboren und aufgewachsen. Sie 
besuchte dort die obligatorische Schule und absolvierte anschliessend eine Berufsausbildung 
zur Kauffrau EFZ sowie eine Ausbildung zur Einkaufsfachfrau. Frau Parente-Monrás war im 
Jahr 2005 zusammen mit ihren Eltern nach Rupperswil gezogen und im Jahr 2012 – nach 
einem kurzen Aufenthalt in Hunzenschwil – zusammen mit ihrem Ehemann nach Rupperswil 
zurückgekehrt. Heute ist Frau Parente-Monrás im Product Management bei der Herba-
Collection AG in Aarburg tätig und absolviert nebenbei eine Ausbildung zur Marketing-
Fachfrau. Ihre Freizeit verbringt sie gerne mit Yoga und Pilates. Frau Parente-Monrás ist spani-
sche Staatsangehörige.  
 
Tochter Inés ist am 24. Februar 2013 in Aarau AG geboren. Sie besucht ab Sommer 2021 die 
dritte Primarschulklasse in Rupperswil AG. Zu ihren Hobbys gehören Ballett tanzen und 
turnen. Inés ist ein Mitglied der Mädchenriege Rupperswil.  
 
Tochter Iris ist am 24. November 2015 in Aarau AG geboren. Sie besucht ab Sommer 2021 
die zweite Kindergartenklasse in Rupperswil AG. In ihrer Freizeit tanzt sie Ballett wie ihre 
grosse Schwester und malt sehr gerne. Beide Töchter sind spanische Staatsangehörige. Die 
Familie Parente-Monrás lebt am Russackerweg 29. 
 
 
Vu Kelvin The Kiet 
 
Kelvin Vu ist am 1. Januar 2008 in Aarau AG geboren und in Rupperswil AG aufgewachsen. 
Er besuchte die SIS Swiss International School in Schönenwerd SO und ist nun in der 
1. Sekundarschulklasse in Rupperswil AG. In seiner Freizeit spielt Kelvin gerne Fussball und 
Volleyball. Er lebt mit seinen Eltern am Staufbergweg 12. Kelvin ist vietnamesischer 
Staatsangehöriger.  
 
 
Weldu Mulugheta 
 
Herr Weldu ist am 5. Dezember 1979 in Eritrea geboren und aufgewachsen. Im Alter von 
24 Jahren war er aus Eritrea geflüchtet. Nach mehreren Aufenthalten in Flüchtlingcamps war 
Herr Weldu im Jahr 2009 in die Schweiz nach Aarburg AG gezogen. Er absolvierte zuerst 
mehrere Deutschkurse und nahm anschliessend eine Arbeitsstelle als Küchenhilfe an. 
Nachdem er im Jahr 2012 seine erste Festanstellung als Lagermitarbeiter erhielt, zog Herr 
Weldu 2014 nach Rupperswil AG. Danach arbeitete er bei verschiedenen Arbeitgebern. Heute 
ist Herr Weldu als Lagermitarbeiter bei der Migros in Neuenhof AG tätig. In seiner Freizeit 
verbringt er hauptsächlich Zeit mit seinen Kindern. Seine Kinder sind eritreische 
Staatsangehörige und leben mit der Kindsmutter in Oberentfelden. Herr Weldu fährt gerne 
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Velo und geht sehr gerne joggen. Er ist ledig und lebt alleine am Stationsrain 2. Herr Weldu 
ist eritreischer Staatsangehöriger. 
 
Sanchez Gollopeni Ardiana mit Sohn Loris 
 
Frau Sanchez Gollopeni ist am 5. Dezember 1979 im Kosovo geboren, wo sie auch bis zu 
ihrem 15. Lebensjahr lebte. Im Jahr 1994 zog Frau Sanchez Gollopeni in die Schweiz nach 
Reinach AG und besuchte dort die dritte und vierte Sekundarschulklasse. Nach diversen 
Praktika und Arbeitsstellen absolvierte Frau Sanchez Gollopeni im Jahr 2017 eine Berufs-
ausbildung zur Detailhandelsfachfrau EFZ. Heute ist sie als Betreuerin im Verein Wohn-
gemeinschaft Casa Viva in Holderbank AG tätig und holt nebenbei die Berufsbildung zur 
Fachfrau Betreuung mit Fachrichtung Behindertenbetreuung nach. In ihrer Freizeit spielt sie 
gerne Schach und geht spazieren. Frau Sanchez Gollopeni ist kosovarische Staatsangehö-
rige. 
 
Sohn Loris ist am 2. Juli 2007 in Aarau AG geboren und lebte bis zu seinem 7. Lebensjahr in 
Reinach AG. Danach zog er 2014 mit seiner Mutter nach Rupperswil AG. Seit Sommer 2020 
besucht Loris die Oberstufe der Kreisschule Lotten in Rupperswil AG. In seiner Freizeit spielt 
er gerne Schach. Ausserdem spielt Loris Gitarre und Klavier. Loris ist kosovarischer Staats-
angehöriger. Mutter und Sohn leben gemeinsam mit dem Ehemann und dessen Tochter an 
der Schweizistrasse 20. 
 
 
Bei allen Bürgerrechtsbewerber/innen sind – unabhängig vom Zeitpunkt der Gesuchseingabe 
und des anzuwendenden Verfahrens – die Voraussetzungen zur Aufnahme ins 
Gemeindebürgerrecht erfüllt. Sie haben sich gut in die schweizerischen Verhältnisse eingelebt 
und sind der Einbürgerung würdig. 
 
Der Gemeindeversammlung wird deshalb beantragt: 
 
Das Gemeindebürgerrecht sei zuzusichern an: 
 

− Parente Michele und Parente-Monrás Veronica mit den Töchtern Inés und Iris 

− Vu Kelvin The Kiet 

− Weldu Mulugheta  

− Sanchez Gollopeni Ardiana mit Sohn Loris 
 
Gestützt auf die Verordnung über die Gebühren für die Zusicherung des Gemeindebürger-
rechts vom 16. November 2005, in Kraft seit 1. Januar 2006, ist der Gemeinderat für die 
Festsetzung der Einbürgerungsgebühren zuständig. Diese erfolgt im Rahmen der kantonalen 
Vorgaben.  
 
Nachdem die Diskussion zu diesem Traktandum nicht verlangt wird, kann der Vorsitzende die 
Abstimmung vornehmen: 
 
 
Abstimmungsergebnisse: Ja Nein 
   
Parente Michele und Veronica mit Ines und Iris 65 0 
   
Vu Kelvin The Kiet 56 1 
   
Weldu Mulugheta 38 9 
   
Sanchez Ardiana mit Loris 54 4 
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Nach dem Wiedereintritt in den Saal kann der Vorsitzende bekannt geben, dass allen 
Gesuchstellern das Gemeindebürgerrecht von Rupperswil zugesichert worden ist. Die Ver-
sammlungsteilnehmer applaudieren. 
 
 
 
4. Gemeinderatsentschädigungen für die Amtsperiode 2022/25 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger 
 
Wie alle vier Jahre muss die Gemeindeversammlung die Gemeinderatsentschädigungen für 
die folgende Amtsperiode – dieses Mal für die Jahre 2022 bis 2025 an der Sommergemeinde 
festlegen. 
 
Wie Sie den Versammlungsunterlagen entnehmen können, wurde diese Entschädigung zum 
letzten Mal vor acht Jahren angehoben. Im Jahr 2013 ging es darum, eine zwingend not-
wendige Angleichung an die Saläre von anderen gleich grossen Aargauer Gemeinden vor-
zunehmen. 
 
Nachdem nun während acht Jahren die gleichen Ansätze angewendet worden sind, hat der 
Gemeinderat beschlossen, aus folgenden Gründen eine weitere Anpassung vorzuschlagen: 
 
1. Eine Aufstellung des Zeitaufwandes hat ergeben, dass der Gemeindeammann durch-

schnittlich auf einen wöchentlichen Einsatz von rund 40%, der Vizeammann von 30% und 
die Gemeinderäte von 25% kommen. Darin inbegriffen sind der Besuch der Gemein-
deratssitzungen und Gemeindeversammlungen sowie deren Vor- und Nachbearbeitungen, 
die Sitzungen und Besprechungen mit den unterstellten Mitarbeitenden, Fachpersonen 
und überkommunalen Behörden und Kommissionen aber auch unzählige 
Repräsentationsaufgaben. All diese Aufgaben können nicht mehr nur am Feierabend und 
über das Wochenende erledigt werden. Der Gemeinderat muss sich zur Verfügung stellen 
können, wenn die Unternehmen, Verwaltungen etc. arbeiten – während dem Tag. 
Wenn man die Entschädigungen auf 100%-Pensen aufrechnen würde, käme man auf 
Jahressaläre zwischen 90‘000 und 120‘000 Franken. Als Vergleich: Die Stadt Lenzburg 
geht von Jahressalären von 200‘000 Franken aus. 

2. Mit der Neuunterstellung der Schule mussten diverse Aufgaben der Schulpflege auf den 
Gemeinderat übertragen werden. Dies betrifft für unsere Gemeinde nicht nur die Primar-
schule, sondern auch die Kreisschule Lotten sowie die Musikschule Lottenschlüssel. Aus 
diesem Grund hat der Gemeinderat an einer Klausurtagung die Ressorts neu gegliedert 
und Aufgaben auf andere Gemeinderäte verteilt. Nachfolgend kann ich Ihnen diese 
Neuverteilung per 1. Januar 2022 vorstellen. 
Aus den Folien ist ersichtlich, dass neu ein Departement Bildung mit Schwergewicht 
«Schule» und «Jugendarbeit» gebildet worden ist. Der Bereich «Gesundheit» ist vom 
Schulressort weggenommen und neu ins Ressort «Finanzen, Gesundheit und Kultur» 
übertragen worden. Das bedingt, dass Spitex und die weiteren Organisationen sowie das 
Alters- und Pflegeheim Länzerthus in diesem Ressort enthalten sind. Der ganze 
Sozialbereich ist neu ins Ressort «Sicherheit und Ortsbürgerwesen» übertragen worden. 
Diese Veränderungen waren notwendig, damit das neue Ressort «Schule» nicht über-
belastet wurde und weiterhin führbar bleibt. Mit dieser Neuordnung ergeben sich auch 
neue Unterstellungen. Das Sozialamt ist dem Ressortleiter «Sicherheit und Ortsbürger-
wesen» unterstellt und das ganze Gesundheitswesen ist neu beim Ressort «Finanzen, 
Gesundheit und Kultur» angegliedert. Im Ressort «Bildung» sind die Schulleitungen und 
der ganze Lehrkörper unterstellt sowie die Bibliothek.  

3. Der Gemeinderat hat zudem weiter festgestellt, dass die Anforderungen an die Gemein-
deräte immer mehr ansteigen. So muss der Gemeinderat auf Augenhöhe mit seinen 
unterstellten Kaderleuten und mit Fachspezialisten sprechen können. Dies braucht nicht 
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nur einen gesunden Menschenverstand und Erfahrung, sondern je länger je mehr gewisse 
Grundkenntnisse in rechtlichen und fachspezifischen Themen. Gerade in den letzten 
Jahren hat es sich herausgestellt, dass vermehrt Anwälte eingesetzt werden. Es ist auch 
wichtig, dass die Gemeinderäte fähig sind, ihre Mitarbeitenden und Unternehmen zu 
führen und zu lenken und nicht umgekehrt. Dies benötigt nebst Kenntnissen im 
Projektmanagement und Projektcontrolling auch ein umfassendes Allgemeinwissen, 
damit in allen Fachgebieten auf strategischer Ebene mitdiskutiert werden kann. Jeder 
Gemeinderat muss nämlich bereit sein, jedes Ressort zu übernehmen. 

4. Der Gemeinderat hat anhand einer Untersuchung durch die Gemeindeammännerverei-
nigung sowie einer Umfrage bei gleich grossen Gemeinden eine Zusammenstellung vor-
genommen. Diese Aufstellung spricht eine klare Sprache und muss nicht weiter kom-
mentiert werden. Diese Aufstellung ist in der Botschaftsvorlage (Seite 19) enthalten. Es 
wurde übrigens auch in der Aargauer Zeitung darüber berichtet. 

 
Die in Rupperswil geltenden Entschädigungen und der Erhöhungsantrag für die Amtsperiode 
2022/25 präsentieren sich wie folgt: 
 

Funktion AP 2010/13 AP 2014/17 AP 2018/21 AP 2022/25 

Antrag 

Gemeindeammann Fr. 37’000 Fr. 43’000 Fr. 43’000 Fr. 48‘000 

Vizeammann Fr. 19’000 Fr. 23’000 Fr. 23’000 Fr. 26‘000 

Gemeinderat  Fr. 17’000 Fr. 21’000 Fr. 21’000 Fr. 23‘000 

 
 
Zusammengefasst muss ich als abtretender Gemeindeammann, der ja nicht mehr davon 
profitieren kann, ganz objektiv feststellen: 
1. Wir sprechen hier von einer moderaten Erhöhung und Entschädigungen, welche eher dem 

unteren Marktwertsegment entsprechen. Eine Erhöhung zum heutigen Zeitpunkt macht 
Sinn – Corona-Krise hin oder her. 

2. Wenn wir heute keine Anpassung vornehmen, wird die Schere zu anderen Gemeinden in 
vier Jahren noch grösser sein.  

3. Die Anforderungen an Gemeinderäte steigen zeitlich und sachlich und eine Gemeinde 
braucht kompetente, motivierte Gemeinderäte, welche auch während dem Tag verfügbar 
sind. Das Gemeinderatsmandat ist kein Feierabendjob mehr. 
 

Ich empfehle Ihnen darum, dieser moderaten Erhöhung zuzustimmen und danke Ihnen für 
diese Wertschätzung gegenüber künftigen Mandatsträger. 
In den vergangenen Jahren ist der Gemeinderat jeweils bei der Diskussion und Abstimmung 
zur Gemeinderatsbesoldung im Saal verblieben. Wir mussten feststellen, dass das nicht 
korrekt ist, weil ein persönliches Interesse der Gemeinderatsmitglieder vorliegt. Aus diesem 
Grund müssen diejenigen Gemeinderatsmitglieder, welche wieder kandidieren für die Dis-
kussion und die Abstimmung in Ausstand treten. Diese Ausstandspflicht betrifft auch deren 
Ehegatten, Partner, eingetragene Partner, Eltern und Kinder mit ihren Ehegatten und einge-
tragenen Partnern. Da ich selber nicht mehr kandidiere muss ich den Saal nicht verlassen und 
kann die Abstimmung durchführen. 
 
Die wieder kandidieren Gemeinderatsmitglieder sowie die vorstehend aufgeführten Angehö-
rigen verlassen den Saal. 
 
Diskussion: 
 
Rolf Kohler, Oberdorf 15 
Es ist wieder einmal an der Zeit, über die Gemeinderatsbesoldungen zu diskutieren. Dass 
diese Diskussion an der heutigen Gemeindeversammlung stattfindet, hat einen klaren Grund: 
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Wenn der Antrag heute gutgeheissen wird, kann bereits entsprechend budgetiert werden für 
das Jahr 2022. Diejenigen, welche mich kennen, wissen, dass ich grundsätzlich eine gute und 
angemessene Gemeinderatsentschädigung befürworte. Die vorgetragenen Argumente und 
die Vergleiche mit anderen Gemeinden, etc. können zwar gemacht werden, sind aber nicht 
zwingend. Ich bin grundsätzlich heute dagegen, dass die beantragte Erhöhung bewilligt wird. 
Ich habe zwei Argumente, die dagegensprechen: Aufgrund der Tatsache, dass IKS immer 
noch nicht eingeführt ist, frage ich mich, seit damit im Jahr 2007 gestartet wurde, heute haben 
wir 2021, ob eine Durchlaufzeit von 14 Jahren für dieses Projekt nötig ist? Ich bin der Ansicht, 
dass der Gemeinderat zuerst Ergebnisse präsentieren muss. Der zweite Punkt: Wir haben das 
in den Ausführungen zur Rechnung von Frau Vizeammann Tinner gehört. Die nach der 
Steuerfusserhöhung für die Rechnungsführung gesetzten Kriterien sind erfüllt worden, d.h. 
Einhaltung eines Mindestvermögens und Gewährleistung der künftigen Investitionen, aber 
nicht vor dem Jahr 2022. Wir hätten mindestens zwei Prozent Steuerreduktion zugute. Das ist 
bis jetzt nicht andiskutiert worden, obwohl die beiden letzten Rechnungsabschlüsse positive 
Ergebnisse zeigten. Bevor der Steuerfuss, welcher anfangs 2018 um zwei Prozent erhöht 
wurde nicht wieder angepasst ist, bin ich nicht dafür, dass der Gemeinderat höhere 
Entschädigungen erhält. Zuerst muss der Gemeinderat entsprechende Zusicherungen 
einhalten, danach kann die Gemeinderatsentschädigung immer noch korrigiert werden. Es ist 
nicht sakrosankt, dass die Erhöhung der Gemeinderatsentschädigung heute beschlossen 
werden muss. Das kann z.B. auch erst in einem Jahr erfolgen, wenn die beiden vorerwähnten 
Kriterien vom Gemeinderat erfüllt worden sind. Aus diesem Grund bitte ich Sie, den Antrag 
bezüglich Gemeinderatsentschädigungen für die nächste Amtsperiode abzulehnen. 
 
Raymond Imboden, Rotholzweg 2 
Leider muss dieser Antrag auch aus meiner Sicht abgelehnt werden. Wegen der Corona-
Pandemie ist jetzt dafür einfach der falsche Zeitpunkt. Zurzeit erhalten wir kaum Materiallie-
ferungen und wissen nicht, ob für die Angestellten Kurzarbeit eingeführt werden muss und wie 
es für diese dann finanziell aussieht. Auch die Gastronomie musste extrem leiden. 
Erfreulicherweise gibt es für diese mit den erfolgten Öffnungsschritten wieder positivere Per-
spektiven. Aus diesen Gründen ist es im jetzigen Zeitpunkt falsch, über eine Lohnerhöhung zu 
diskutieren. 
 

Der Vorsitzende erkundigt sich bei Rolf Kohler, wie sein Antrag lautet: «Auf dem gleichen 

Niveau belassen» oder «ganz ablehnen»? 
 
Rolf Kohler, Oberdorf 15 
Die Gemeinderatsbesoldungen sollen unverändert auf dem heutigen Stand beibehalten 
werden. 
 
 
Die weitere Diskussion wird nicht gewünscht. 
 
Antrag: 
 
Die Gemeinderatsbesoldungen für die Amtsperiode 2022/2025 seien wie vorgeschlagen zu 
beschliessen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
In der nachfolgenden offenen Abstimmung wird der gemeinderätliche Antrag mit 31 Ja- gegen 
29 Nein-Stimmen angenommen. 
 
 
Die sich im Ausstand befindenden Personen nehmen wieder Platz im Versammlungslokal und 
der Vorsitzende informiert diese über das Abstimmungsergebnis. 
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5. Anpassung Stellenplan für Gemeindeverwaltung 
 
Vizeammann Mirjam Tinner 
 
Ausgangslage 
Eine an der Einwohnergemeindeversammlung vom 22. November 2019 für insgesamt sechs 
Verwaltungsabteilungen beantragte Erhöhung des Stellenplans um total 340 Stellenprozente 
wurde von der Versammlung lediglich in einer reduzierten Form gutgeheissen mit der Auffor-
derung, den Bedarf für die noch nicht bewilligten Pensen von insgesamt 100 % nochmals zu 
überprüfen und gegebenenfalls erneut Antrag zu stellen.  
 
Um den tatsächlichen Bedarf für die nicht bewilligten Pensen zu verifizieren, hat der 
Gemeinderat in der Folge die Firma BDO AG mit einer Organisations- und Ressourcenanalyse 
beauftragt. Gleichzeitig wurde ein Pensenvergleich mit vier anderen Gemeinden ähnlicher 
Grösse und Struktur erstellt. Die aus besagter Analyse abgeleiteten Empfehlungen der BDO 
sahen in erster Linie organisatorische Massnahmen vor, mit welchen die Arbeitsprozesse 
optimiert und die Mitarbeitenden entsprechend entlastet werden sollten. Gleichzeitig wurde 
aufgezeigt, welche zusätzlichen Pensen auch nach Umsetzung der vorerwähnten 
Optimierungsmassnahmen erforderlich sind.  
 
Dem Pensenvergleich unter den Gemeinden (Berikon, Ehrendingen, Frick und Strengelbach) 
konnte entnommen werden, dass Rupperswil als zweitgrösste Gemeinde des Vergleichs den 
gemessen an der Einwohnerzahl kleinsten Personalbestand aufweist. Seit November 2019 ist 
die Rupperswiler Einwohnerzahl wiederum um 160 Personen auf neu 5'655 Einwohner im 
Februar 2021 angewachsen. Wenn sie sich im Dorf umsehen, stellen sie eine nach wie vor 
rege Bautätigkeit fest. 
 
Die von der BDO AG empfohlenen Massnahmen wurden in einer Klausurtagung des 
Gemeinderates mit der Geschäftsleitung besprochen und anschliessend durch den Gemein-
derat zur etappierten Umsetzung verabschiedet. Gleichzeitig wurde die Geschäftsleitung 
beauftragt, den Stellenplan und die Organisation der Abteilungen mit Personalbedarf im Hin-
blick auf die Einwohnergemeindeversammlung vom 4. Juni 2021 nochmals zu überprüfen und 
die zusätzlich nötigen Pensen zu definieren. Dem Bericht kann zusammenfassend und 
sinngemäss Folgendes entnommen werden: 
 
Zentrale Dienste 
Der Arbeitsplatz der Leiterin Einwohnerdienste befindet sich neu im Büro der Gemeinde-
kanzlei. Somit konnte eine verbesserte Stellvertretungsregelung erzielt werden. Es konnten 
jedoch keine zusätzlichen Ressourcen innerhalb der Zentralen Dienste «freigesetzt» werden. 
Eine Entlastung von der Stellvertretungsfunktion für die Bauverwaltung und von der Bau-
gesuchsauflage war infolge der vakanten Leitungsfunktion in der Bauverwaltung ebenfalls 
nicht möglich. Nach wie vor fehlen personelle Ressourcen für bestehende eigene Aufgaben 
(Kommunikation, Personalführung, Betreuung Webseite, etc.) sowie für die Übernahme von 
Querschnittsaufgaben (Führung Geschäftsleitung, Vorbereitung strategische und operative 
Planungsmassnahmen zu Handen des Gemeinderates etc.). Dies führt zu Pendenzen, welche 
richtigerweise von der Finanzkommission angesprochen wurden, z.B. IKS. So wird aktuell für 
die Zentralen Dienste die Schaffung eines zusätzlichen Arbeitspensums von 40 % beantragt. 
 
Abteilung Finanzen und Informatik 
In Anlehnung an den Beschluss des Gemeinderates wurde die Auslagerung einzelner Auf-
gabenbereiche und Arbeiten geprüft und soweit wie möglich umgesetzt. Ebenfalls geprüft und 
vorbereitet wurde eine räumliche Auslagerung der Energieverrechnung in die Technischen 
Betriebe (50 %-Pensum) und – in Anlehnung an diesen Schritt – die Optimierung der 
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Aufgabenzuteilung innerhalb der Abteilung Finanzen und Informatik. Dies auch im Hinblick auf 
den Ende 2021 bevorstehenden Austritt einer langjährigen Teilzeitmitarbeiterin. Mit einer Aus- 
bzw. der internen Umlagerung der Energieverrechnung können alle Aufgaben des Zäh-
lerwesens und der Energieverrechnung in den Technischen Betrieben vereinigt, unnötige 
Schnittstellen und Doppelspurigkeiten eliminiert und eine Optimierung der Abläufe erreicht 
werden. Die räumliche Umlagerung dieser bereits heute zu den Technischen Betrieben 
gehörende Aufgabe löst keinen zusätzlichen Pensenbedarf aus.  
Mit der gleichzeitigen Neuzuteilung der buchhalterischen Aufgaben innerhalb der Abteilung 
Finanzen und Informatik sollen die interne Stellvertretung verbessert, der Abteilungsleiter 
entlastet und mit Hilfe einer Pensenerhöhung von 40 % die Voraussetzungen geschaffen 
werden, damit alle Aufgaben fristgerecht und professionell erledigt werden können. 
 
Technische Betriebe 
Im Zusammenhang mit der vorerwähnten Auslagerung der Energieverrechnung in die Tech-
nischen Betriebe besteht die Absicht, den betreffenden Mitarbeiter nebst seiner bisherigen 
Aufgabe zusätzlich mit administrativen Arbeiten des Fachspezialisten Energieversorgung zu 
betrauen. Als Folge davon wird die derzeit ohnehin vakante Stelle des Fachspezialisten 
Energieversorgung auf ein 50-Prozent-Pensum für die handwerklichen Aufgaben reduziert. 
Die Umlagerung der Energieverrechnung hat daher keinen Einfluss auf den Stellenplan der 
Technischen Betriebe. 
 
Abteilung Steuern 
Gestützt auf die bereits im Frühjahr 2019 auf 3'250 Personen angestiegene Anzahl der 
Steuerpflichtigen hat der Gemeinderat der Gemeindeversammlung im November 2019 eine 
Pensenerhöhung um 20 Prozent beantragt. Seither ist die Anzahl der Steuerpflichtigen kon-
tinuierlich weiter angestiegen und liegt mittlerweile bei 3'350 Personen. Gemessen am kan-
tonalen Richtwert von 1'000 Steuerpflichtigen pro 100 %-Stelle wird eine Pensenerhöhung um 
40 % beantragt. 
 
Bauverwaltung 
In ihrer Analyse hat die BDO die bei der Bauverwaltung vorhandenen Ressourcen von derzeit 
160 Stellenprozenten als ungenügend beurteilt und empfohlen, nebst einer zwanzig-
prozentigen Pensenerhöhung eine qualifizierte Stellvertretung des Abteilungsleiters intern zu 
schaffen oder extern zu organisieren. Die Geschäftsleitung weist diesbezüglich darauf hin, 
dass eine abteilungsinterne Stellvertretung des Bauverwalters zwingend nötig ist. Auch hier 
gilt, dass sich die Bautätigkeit in Rupperswil auf sehr hohem Niveau eingependelt hat und in 
absehbarer Zeit keine Veränderungen zu erwarten sind. Für die Bauverwaltung wird eine 
Pensenerhöhung um 40 % beantragt. 
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Soziale Dienste 
Im Rahmen einer im Frühjahr 2019 erstellten externen Organisationsanalyse für die Sozialen 
Dienste wurde ein Pensenbedarf von 300 % ermittelt. Zusätzlich zu den bereits bestehenden 
zwei Vollzeitstellen genehmigte die Einwohnergemeindeversammlung vom 22. November 
2019 vorab ein Pensum von 80 Stellenprozenten. Diese Teilzeitstelle wurde im Juni 2020 
besetzt, sodass derzeit ein Personalbestand von 280 Stellenprozenten besteht. Trotz der 
Schaffung dieser zusätzlichen Stelle sind die Sozialen Dienste auf die 20-prozentige Ergän-
zung des Pensums angewiesen, zumal auch nach Einführung der Fallführungssoftware 
«KlibNet» Aufgaben anstehen, für welche aktuell noch keine Ressourcen vorhanden sind, 
welche aber genauso in den Aufgabenbereich der Sozialen Dienste fallen. Besonders zu 
erwähnen sind hier die seit Einführung der Integrationsagenda des Bundes an die Gemeinden 
delegierten Aufgaben. Für die Sozialen Dienste wird daher eine Pensenerhöhung um 20 % 
beantragt. 
 
Vor der Zusammenfassung erlauben Sie mir noch einige persönliche Worte: In Rupperswil 
besteht eine schlanke und effiziente Verwaltung. Das ist vom Gemeinderat bewusst so gewählt 
worden. Wenn jedoch Mitarbeitende regelmässig Überstunden leisten müssen und diese in 
einem späteren Zeitpunkt nicht kompensieren können, dann ist die Arbeitslast zu gross. Der 
Gemeinderat als Arbeitgeber hat die Verpflichtung, den Mitarbeitenden eine Arbeitssituation 
ohne permanente und monatelange Überlastung anzubieten. Die Arbeitnehmenden hoffen, 
dass diese Situation erkannt und von Seiten der Arbeitgeberin korrigiert wird. Als fairer 
Arbeitgeber sind wir verpflichtet, gegenüber unseren guten und loyalen Mitarbeitenden eine 
Verbesserung zu erreichen. 
 
Zusammenfassung 
Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist folgende Erhöhung des Stellenplans der 
Gemeindeverwaltung per 1. Januar 2022 erforderlich: 
 
Zentrale Dienste 40 Prozent 
Abteilung Finanzen und Informatik 40 Prozent 
Abteilung Steuern 40 Prozent 
Abteilung Bauverwaltung 40 Prozent 
Abteilung Soziale Dienste 20 Prozent 
Total  180 Prozent 
 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger dankt für die Ausführungen von Mirjam Tinner und infor-
miert, dass sich die Mitarbeitenden der Verwaltungsabteilungen, welche von einer Erhöhung 
der Stellenpensen profitieren könnten, gemäss Gemeindegesetz in Ausstand begeben müs-
sen. Das betrifft auch deren Ehegatten, Partner, eingetragene Partner, Eltern und Kinder mit 
ihren Ehegatten und eingetragenen Partnern. Konkret betrifft dies Patrizia Sandmeier, 
Gemeindeschreiber-Stv., Jürg Lüscher, Finanzen und Informatik, und David Fiore, Leiter Bau, 
Planung und Umwelt. Gemeindeschreiber Marco Landert bleibt als Protokollführer anwesend 
und verlässt dann vor der Abstimmung den Saal. 
 
 
Antrag: 
 
Für die geplanten Pensenerhöhungen sei der Stellenplan der Gemeindeverwaltung 
Rupperswil um 180 Stellenprozente zu erhöhen. Der Gemeinderat sei zu ermächtigen, das 
benötigte Personal anzustellen. 
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Diskussion: 
 
Rolf Kohler, Oberdorf 15 
„Die aktuelle Grundlage zu den beantragten Stellenerhöhungen bildet ein aktueller Bericht der 
BDO AG, welcher während der Aktenauflage eingesehen werden konnte. Ich habe diesen 
Bericht eingesehen. Grundsätzlich habe ich auf der ersten oder zweiten Seite ein Management 
Summary mit den wesentlichsten Erkenntnissen und Empfehlungen der BDO vermisst. 
Normalerweise gehört dieses Konzentrat immer an den Anfang, damit die wichtigsten 
Elemente schnell erfasst und erkannt werden können. Beim Weiterlesen stösst man dann in 
Kapital 5 auf den Seiten 37 und 38 auf die von der BDO ermittelten Kernprobleme und 
Lösungsansätze. Im BDO-Bericht wird festgehalten, dass das Geschäftsleitungsmodell – so 
wie es im Jahr 2017 eingeführt worden ist – nicht dem kantonalen Leitfaden entspricht. BDO 
stellt fest, dass die Geschäftsleitung nur über bescheidene Kompetenzen verfügt. Als weiteres 
Element fehlt eine aktive Pendenzenliste, damit ein sauberes Controlling über die Aktivitäten 
der Geschäftsleitung ersichtlich ist. BDO empfiehlt eine Überprüfung der Ressourcen in der 
Geschäftsleitung, wie Analyse der Querschnittsaufgaben, was macht Sinn bei den 
Stellvertretungsregelungen? Für mich ist beispielsweise nicht nachvollziehbar, wieso die 
Energieverrechnung von der Abteilung Finanzen zu den Technischen Betrieben übertragen 
wird. Rechnungstellung ist eine technische, buchhalterische Angelegenheit, die weiterhin bei 
der Abteilung Finanzen verbleiben sollte. Mit der Ressourcenüberprüfung auf Geschäfts-
leitungsebene kann auch sichergestellt werden, dass allfällige Entlastungen – wie das teil-
weise ausgeführt worden ist – möglich sind. BDO empfiehlt eine Nachevaluation des Füh-
rungsmodells gemäss Leitfaden der Gemeindeabteilung, Departement des Innern. Ebenso 
eine Nachevaluation der Kompetenzenmatrix, um sicherzustellen, dass die Verantwortungs-
zuordnungen korrekt sind. Sie empfiehlt ebenso ein methodisches Reporting und Controlling 
zu Handen des Gemeinderates. Diese Massnahmen sind nichts anderes – als wie heute 
bereits mehrfach gehört – ein Bestandteil des IKS, Internes Kontrollsystem. Ebenso empfiehlt 
die BDO den heutigen Führungsrhythmus zu überprüfen, d.h. Sitzungen Gemeinderat und 
Geschäftsleitung, Aktenauflage Gemeinderat werden als nicht kohärent bewertet. BDO 
empfiehlt die Anpassung des Sitzungsrhythmus und eine vermehrte Delegation von Kompe-
tenzen an die Geschäftsleitung. Das zeigt mir aber, dass gewisse operative Aufgaben nicht an 
die Geschäftsleitung delegiert wurden, sondern weiterhin auf der strategischen Ebene, spricht 
auf Stufe Gemeinderat, ausgeführt werden. In der Gesamtzusammenfassung stelle ich fest, 
dass der BDO-Bericht in der Analyse auf drei Punkten aufgebaut ist: 
1. Organisationsentwicklung 
2. Führungsmodell 
3. Prozessdefinition 
 
Heute Abend sind bereits einige Beispiele von Prozessdefinitionen erwähnt worden, einerseits 
vom Präsidenten der Finanzkommission und auch von Frau Vizeammann Tinner mit ihren 
Ausführungen zur Verlagerung der Energiefakturierung. In der Vorlage zur heutigen 
Gemeindeversammlung konnte ich den Focus auf diese drei Themen nicht erkennen. Für mich 
ist es gleich wie bei der Vorlage im November 2019. Eine summarische Zusammenstellung, 
wieviele Stellenprozente könnten noch beantragt und gebraucht werden. Für mich sind die 
Grösse einer Organisation oder das Wachstum nicht massgebend. Entscheidend ist, dass die 
Prozesse richtig definiert und die Frage geklärt ist, ob die Prozesse richtig ablaufen. Ferner 
muss auch geprüft werden, ob und welche Elemente allenfalls weggelassen werden können. 
Auf das heute leider weit verbreitete Mikromanagement muss verzichtet werden. Das heisst, 
ein Geschäftsleitungsmitglied hat eine Aufgabe. Er weiss, wie diese ausgeführt wird. Wenn 
das Resultat nicht den Vorgaben entspricht, resultiert ein Führungsgespräch. Das kann ein 
Vier-Augen-Gespräch sein oder auch im Gremium stattfinden. Nur dann ist für mich erkennbar, 
dass diese Prozesse sauber definiert sind. Erst danach kann das Personalmengengerüst 
festgelegt und auch prozentual definiert werden. Vielleicht sind dann nicht 180 Stellenprozente 
erforderlich, sondern die vorhandenen Ressourcen reichen aus. In einem Zwischensatz 
möchte ich positiv anerkennen, dass die Verwaltung in Rupperswil aktuell schlank geführt ist 
und auch für die Zukunft weiterhin schlank gehalten werden kann. Aus diesem Grund ist die 
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aktuell geführte Diskussion korrekt und zielführend für eine gute Lösung. Im Weiteren musste 
ich leider aus dem Bericht der BDO entnehmen, ich weiss, ich spreche jetzt ein heikles Thema 
an, da der Bericht aber öffentlich aufgelegen und von den in Rupperswil wohnhaften 
Stimmbürgern eingesehen werden konnte, muss das Thema des mangelnden Vertrauens in 
die Geschäftsleitung angesprochen werden. In diesem Bereich erfolgen selten Korrekturen 
und oft wird an alten Strukturen festgehalten. Deshalb gehört der Antrag des Gemeinderates 
aus meiner Sicht zurückgewiesen, einfach „Nein“ stimmen. Es soll eine adäquate Vorlage im 
Sinne der Fokussierung des BDO-Berichts ausgearbeitet und dieser in einem späteren 
Zeitpunkt vom Gemeinderat präsentiert werden. Ich gestatte mir, noch ein anderes Thema 
kurz anzusprechen, nämlich die Thematik des Öffentlichkeitsprinzips. Der Bericht der BDO ist 
als vertraulich deklariert. Damit kann – aus militärischer Sicht gesehen – die Einsichtnahme 
stark eingeschränkt und der Bericht kann nur von wenigen Personen eingesehen werden. Das 
ist nicht korrekt. Es existiert das Gesetz über die Information der Öffentlichkeit, den 
Datenschutz und das Archivwesen (IDAG). Darin ist klar geregelt, dass solche Dokumente zu 
veröffentlichen sind. Wenn man die Unterlagen vom Kanton beizieht, welche Elemente sind 
enthalten und wie ist das Vorgehen, damit ein vermeintlich vertraulicher Bericht trotzdem 
angesehen werden kann, ist das Verfahren relativ einfach. Auf Antrag hin, müssen die 
entsprechenden Unterlagen vom Gemeinderat zur Verfügung gestellt werden. Auch hier sind 
drei Punkte zu beachten: Entweder habe ich Einsicht. Einsicht gewähre ich dann nicht, wenn 
Personendaten enthalten sind. Weiter kann eine Kopie abgegeben oder der Bericht 
elektronisch übermittelt werden. Gemäss dem Öffentlichkeitsgesetz ist der Bericht der BDO 
nicht als vertraulich zu klassifizieren und kann jeder interessierten Person zugestellt werden. 
Der Vertraulichkeitshinweis auf dem Bericht kann gestrichen werden. Sofern man mit einem 
Entscheid nicht einverstanden ist, kann bei der Beauftragten für Öffentlichkeit und 
Datenschutz, Brugg, Beschwerde eingereicht werden. Zufällig bin ich auf einen 
Beschwerdeentscheid gestossen. In der Gemeinde Hunzenschwil ist von einem Bürger bei 
der dortigen Schulpflege der Stellenbeschrieb des Schulleiters einverlangt worden. Der Antrag 
ist von der Schulpflege abgelehnt worden. Der Bürger hat daraufhin bei der Beauftragten für 
Öffentlichkeit und Datenschutz eine Beschwerde eingereicht. Diese ist gutgeheissen worden, 
weil es im öffentlichen Interesse liegt, über den Inhalt des Dokuments Kenntnis zu erhalten. 

Ich bitte Sie, bei der Abstimmung zu den beantragten 180 Stellenprozente mit «Nein» zu 
stimmen. 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger verdankt die prägnanten Worte von Herrn Kohler und führt 
aus: Der Gemeinderat hat sich schon Gedanken gemacht und er ist auch strukturiert 
vorgegangen. Der Gemeinderat hat an der Klausurtagung im letzten August das Vorgehen zur 
Problemlösung erörtert. Aufgrund vom BDO-Bericht sind zuerst die intern möglichen und 
relativ einfach zu realisierenden organisatorischen Anpassungen erfolgt, wie dies in den Aus-
führungen von Frau Vizeammann Tinner erwähnt worden ist. Beispielsweise ist die Einwoh-
nerkontrolle mit der Gemeindekanzlei zusammengelegt worden. Die marginalen Verände-
rungsschritte gemäss BDO-Bericht sind in einer ersten Phase umgesetzt worden. Für die 
zweite Phase mussten die Ergebnisse der Abstimmungen zur Schule (Schulpflege, Schulfüh-
rung) Ende September abgewartet werden. Nach diesem Datum ist die Geschäftsleitung 
beauftragt worden, zu prüfen, welcher Stellenbedarf zur Gewährleistung der Aufgabenerfül-
lung erforderlich ist. Die entsprechenden Ergebnisse sind der heutigen Gemeindeversamm-
lung zur Beschlussfassung unterbreitet worden. Vorletzte Woche ist an einer Klausurtagung 
das Geschäfts- und Kompetenzenreglement zwischen Gemeinderat und Geschäftsleitung 
besprochen worden, mit dem Ziel, eine langfristige, effiziente und zielorientierte Führungs-
verantwortung für die Gemeinde zu klären. Entsprechende Anpassungen und eine erweiterte 
Kompetenzdelegation an die Geschäftsleitung sind bereits erfolgt. Gleichzeitig ist aber auch 
festgestellt worden, dass das Geschäftsleitungsmodell mit den vorhandenen Personal-
ressourcen nicht möglich ist. Beispiel: Der Gemeindeschreiber verfasst am Mittwochmorgen 
das Gemeinderatsprotokoll, danach bzw. ab Donnerstagmorgen müssen bereits wieder die 
Geschäfte für die nächste Gemeinderatssitzung vorbereitet werden. Dazwischen müssen 
Sitzungen und Schalterdienst, etc. absolviert werden. Somit verbleiben zu wenig Zeit-
ressourcen, um Pendenzenlisten, Kommunikationsaufgaben, etc. zu erledigen. Der Gemein-
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deschreiber benötigt Unterstützung, damit er die Aufgaben als Geschäftsleiter wahrnehmen 
kann. Wenn diese Entlastung nicht gewährt wird, können die von Herrn Kohler vorgetragenen 
Punkte gar nicht erreicht und erfüllt werden. Dies führt dann dazu, dass die Gemeinderäte 
gezwungen sind, auch operative Aufgaben zu übernehmen. Ich bitte Sie, diese Aspekte bei 
der Abstimmung ebenfalls in ihren Entscheidungsprozess miteinzubeziehen. 
 
Luigi Scura, Sonnenweg 29, Präsident FDP.Die Liberalen Rupperswil 
Die Vertreter der FDP Rupperswil haben Einsicht genommen in den in der Botschaft erwähn-
ten Bericht der BDO. Gerne möchten wir Sie über unsere Interpretationen aus diesem Bericht 
informieren. Das Hauptaugenmerk dieses Berichtes liegt auf der Organisations- und 
Ressourcen-Analyse der verschiedenen Abteilungen. BDO macht Vorschläge für namhafte 
Verbesserungen in den Bereichen «Organisation» und «Prozesse», wie die Aufgaben effizient 
und auch ressourcenschonend ausgeführt werden können. Im Abstimmungsbüchlein auf Seite 
21 schreibt der Gemeinderat dazu: Die aus besagter Analyse abgeleiteten Empfehlungen 
sahen in erster Linie organisatorische Massnahmen vor, mit welchen die Arbeitsprozesse 
optimiert und die Mitarbeitenden entsprechend entlastet werden sollten. Gleichzeitig wurde 
aufgezeigt, welche zusätzlichen Pensen auch nach Umsetzung der vorerwähnten 
Optimierungsmassnahmen erforderlich sind. Die FDP kommt zu einem ganz anderen Schluss. 
Inwiefern Verbesserungsvorschläge bereits umgesetzt sind, ist nicht bekannt. Sollten aber alle 
Empfehlungen umgesetzt werden, wird von BDO – nach Ansicht der FDP – lediglich eine 40-
prozentige Erhöhung in der Steuerverwaltung und eine 20-prozentige Erhöhung in der 
Bauverwaltung vorgeschlagen. Dabei werden auch vereinzelte Auslagerungen von Arbeiten 
an Drittparteien, was aber aufwandtechnisch deutlich unter 120 Prozent liegt, aufgezeigt. Ganz 
allgemein wirkt der Abstimmungstext für uns unausgewogen und einseitig. Es macht den 
Anschein, dass sich der Gemeinderat gegenüber Veränderungen verschliesst und unbedingt 
an alten Strukturen festhalten möchte. In der jetzigen Situation zählt jeder Steuerfranken. Wie 
der BDO-Bericht aufzeigt, könnte der grösste Teil der beantragten 180 Stellenprozente mit 
Optimierungen oder weiteren Optimierungen eingespart werden. Anstatt den Steuerzahlern 
weitere Fixkosten zu übertragen muss alles unternommen werden, um die Effizienz weiter zu 
steigern und die Fixkosten möglichst tief zu halten. Die FDP Rupperswil ist bereit, und das ist 
in diesem Saal in der Vergangenheit schon mehrfach bewiesen worden, der 
Gemeindeverwaltung die zwingend erforderlichen Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Auch 
in Zukunft werden Erhöhungen wohlwollend geprüft und unumgängliche Aufstockungen 
akzeptiert. Im vorliegenden Fall ist aber eine externe Analyse als Argument für eine 
Wunschlösung verwendet worden. Dass in der Gemeindeverwaltung Veränderungen 
anstehen – Veränderungen, die in der Privatwirtschaft laufend vorkommen – ist unbestritten. 
Veränderungen sind zwingend nötig und helfen den Steuerpflichtigen hunderttausende von 
Steuerfranken einzusparen. Der Antrag wird in der jetzigen Form abgelehnt und von der FDP 
wird folgender Änderungsantrag unterbreitet: 
 
«Wir beantragen beim Traktandum 5 Anpassung Stellenplan für Gemeindeverwaltung:  
Der Stellenplan sei um maximal 60 % zu erhöhen, wovon 40 % der Abteilung Steuern und 
20 % der Bauverwaltung zugeteilt werden sollen. Der Gemeinderat sei zu ermächtigen, das 
benötigte Personal anzustellen. 
Die im gemeinderätlichen Antrag Traktandum 5 aufgeführte Stellenerhöhung von total 180 % 
hingegen sind abzulehnen.» 
 
Wir bitten, den gemeinderätlichen Antrag abzulehnen und dem Änderungsantrag der FDP 
zuzustimmen. 
 
Reto Parolini, Bodenweg 5 
Als Personalleiter eines grösseren schweizerischen Arbeitgebers bin ich vertraut mit Perso-
nalplanung. Im eigenen Team, aber auch in anderen Abteilungen oder bei anderen Teams 
konnte ich solche Situationen bewältigen. Ich begrüsse, dass das Gutachten doch noch ein-
gesehen werden konnte. Zu meiner grossen Überraschung konnte ich aus dem Bericht ent-
nehmen, dass die Personalaufstockung als letzte Massnahme aufgeführt ist, wie das auch 
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schon von meinen Vorrednern erwähnt wurde. Zuerst müssen die anderen empfohlenen 
Massnahmen ausgeführt werden. Aus drei Gründen empfehle ich, den Antrag abzulehnen: 
1. Zurzeit besteht eine unsichere Steuersituation. 

Viele Arbeitnehmende waren von Kurzarbeit betroffen und bei vielen Selbständig-
erwerbenden waren massive Umsatzeinbussen zu verzeichnen oder sie mussten den 
Betrieb sogar aufgeben. 

2. Im Herbst erfolgen die Gemeinderatswahlen für die nächste Amtsperiode. Das bedeutet, 
dass ab nächstem Jahr neue Führungspersonen mit der Gemeindeverwaltung zusam-
menarbeiten. Das heisst, es werden andere Zusammenarbeitsformen, neue Rollen und 
andere Verantwortlichkeiten resultieren. 

3. Im BDO-Bericht – wie das bereits genannt worden ist – werden primär drei Massnahmen 
empfohlen: 
a) Führung und Zusammenarbeit überprüfen und neu definieren. 
b) Struktur, Rollen und Verantwortlichkeiten der Verwaltung überprüfen und auch diese 

entsprechend verändern. Wie heute Abend dargelegt und leider in der Botschaftsvor-
lage nicht enthalten, haben diesbezüglich bereits Klausurtagungen stattgefunden und 
es sind auch schon verschiedene Massnahmen erfolgt. Ich zitiere gerne nochmals aus 
dem BDO-Bericht: «Gemäss Kompetenzreglement stehen der Geschäftsleitung 
lediglich bescheidene Kompetenzen zu. Die Geschäftsleitung hat zurzeit keine tra-
gende Rolle in der operativen Führung». Ohne Kommentar meinerseits. 

c) Ein weiterer Punkt, welcher heute Abend noch nicht genannt worden ist, betrifft die 
Digitalisierung. Immer noch wird von der Gemeinde viel Papier produziert. Bei meiner 
Arbeitgeberin wird nicht mehr papierbasiert gearbeitet, sondern die Angestellten sind 
mit Laptop ausgerüstet. 

Mein Fazit lautet wie folgt: Im Moment ist der falsche Zeitpunkt für diese Personalerhöhung. 
Anstatt in Personal mit langfristigen Kosten zu investieren, empfehle ich, in die Verwaltungs-
effizienz zu investieren und genau die im BDO-Bericht erwähnten Massnahmen umzusetzen. 
Ein Wechsel und eine Veränderung sind eine Chance und ich hoffe, dies wird auch von der 
Verwaltung erkannt, um gemeinsam besser zu werden. Ich empfehle, den Antrag abzulehnen 
und stattdessen die Massnahmen gemäss BDO-Bericht konsequent zu bearbeiten und 
allenfalls mit Unterstützung eines externen Coachings umzusetzen. Auf Wunsch kann ich 
diese Aufgabe übernehmen oder entsprechende Namen von anderen geeigneten Personen 
gerne zur Verfügung stellen. Natürlich muss später auch der neu gewählte Gemeinderat in 
diesen Prozess miteinbezogen werden.  
 
Raymond Imboden, Rotholzweg 2, Präsident SVP 
Diese Woche hat eine Delegation aus dem Vorstand der SVP den Bericht der BDO auf der 
Gemeindekanzlei studiert. Dieser Bericht enthält mehrere Optimierungsvorschläge für diverse 
Prozesse auf der Gemeinde. Diese sollten sinngemäss und konsequent umgesetzt werden. 
Bevor ein weiteres Mal massiv Stellenprozente geschaffen und gegebenenfalls vermeidbare 
Ausgaben getätigt werden. Trotzdem sieht auch der Vorstand der SVP die wachsende 
Anforderung an die Gemeinde und schliesst sich dem Antrag der FDP an. Deshalb empfehlen 
wir Ihnen, den Antrag des Gemeinderates in dieser Form abzulehnen und stattdessen den 
Gegenvorschlag der FDP zu genehmigen. 
 
Nachdem keine weitere Diskussion gewünscht wird, fasst Gemeindeammann Rudolf Hediger 
wie folgt zusammen: 
 

− Die Herren Kohler und Parolini sowie die FDP und die SVP plädieren auf Ablehnung des 
gemeinderätlichen Antrags 

− Von der FDP – mit Unterstützung der SVP – liegt ein Gegenvorschlag mit einer reduzierten 
Stellenerhöhung vor 
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Abstimmungen: 
 
1. Abstimmung Antrag FDP 

 
Der Antrag der FDP lautet wie folgt:  
Der Stellenplan sei um maximal 60 % zu erhöhen, wovon 40 % der Abteilung Steuern und 
20 % der Bauverwaltung zugeteilt werden sollen. Der Gemeinderat sei zu ermächtigen, 
das benötigte Personal anzustellen. 
 
Der Antrag der FDP wird mit 48 Ja- gegen 12 Nein-Stimmen angenommen. 
 

2. Abstimmung Antrag Gemeinderat 
 
Der Antrag des Gemeinderates lautet wie folgt: 
Für die geplanten Pensenerhöhungen sei der Stellenplan der Gemeindeverwaltung Rup-
perswil um 180 Stellenprozente zu erhöhen. Der Gemeinderat sei zu ermächtigen, das 
benötigte Personal anzustellen. 
 
Der Antrag des Gemeinderates wird mit 20 Ja- gegen 44 Nein-Stimmen abgelehnt. 

 
Der Vorsitzende stellt fest, dass der Antrag des Gemeinderates somit abgelehnt und der 
Antrag der FDP angenommen worden ist. Der Gemeinderat ist damit ermächtigt, den 
Stellenplan um max. 60 % zu erhöhen, wovon 40 % der Abteilung Steuern und 20 % der 
Bauverwaltung zugeteilt werden sollen. 
 
 
 
6. Anpassung Reglement über die Finanzierung der Erschliessungsanlagen und der 

spezialfinanzierten Betriebe 
 
Gemeinderat Daniel Marti 
Ich darf Ihnen das kommunale Reglement über die Finanzierung der Erschliessungsanlagen 
und der spezialfinanzierten Betriebe vorstellen. Konkret geht es im Detail einzig um die 
Gebühren im Bereich Abwasser. Gerne erläutere ich Ihnen die Ausgangslage, anschliessend 
mache ich zusätzliche Ausführungen zu den wichtigsten Anpassungen im Reglement und 
zeige Ihnen vor der allfälligen Diskussion und Abstimmung noch die Konsequenzen und 
Auswirkungen für den spezialfinanzierten Bereich (Abwasserkasse). In der Gemeinde 
Rupperswil liegen zwei Gerichtsurteile vor. Ein Urteil direkt gegen die Gemeinde Rupperswil 
bzw. gegen das Abwasserreglement. Wie Sie vielleicht wissen, werden bei einem Neubau 
verschiedene Flächen berechnet, welche als Grundlage für die Berechnung der Abwasser-
anschlussgebühr dienen. Beim Abbruch eines Gebäudes und Neubau auf dem gleichen 
Grundstück können beim Neubau gewisse Gebühren, die bereits für das Abbruchobjekt 
bezahlt worden sind, in Abzug gebracht werden. Bei der Gebäudegrundfläche und bei den 
Hartflächen sind diese Abzüge im Reglement von Rupperswil als nicht zulässig erklärt worden. 
Bei dieser Regelung ist vom Gericht eine Diskrepanz festgestellt worden, weil damit der 
Gleichberechtigungsgrundsatz verletzt werde. Diese Lücke im Reglement muss durch ent-
sprechende Reglementsergänzungen behoben werden. Beim zweiten Fall geht es um Dach-
flächen, sogenanntes Sauberwasser. Beispiel: Bei der Erstellung eines Carports müssen die 
Abwasseranschlussgebühren für die neue Dachfläche bezahlt werden. Sofern dieses 
Abwasser nicht in die Kanalisation eingeleitet, sondern auf dem eigenen Grundstück in einer 
Versickerungsanlage abgeführt wird, werden gemäss Reglement der Gemeinde Rupperswil 
50 % der Abwasseranschlussgebühren erlassen. Dazu gibt es in anderen Gemeinden mehrere 
Gerichtsurteile, mit der Feststellung, dass keine Gebühren erhoben werden dürfen, wenn kein 
Anschluss an das Kanalisationsnetz erfolgt. Aus diesen Gründen hat der Gemeinderat 
entschieden, das Abwasserreglement der Gemeinde Rupperswil mit juristischer Begleitung zu 
überarbeiten. Generell sind die Bezeichnungen (Begriffe) vereinheitlich worden. Dies hat auch 
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dazu geführt, dass im Bereich der Ökonomiegebäude Korrekturen und Konkretisierungen 
erfolgt sind. Zusammenfassung: Neu werden bei einem Abbruch alle bisherigen Flächen für 
einen späteren Neubau angerechnet und es muss nur eine allfällige Mehrfläche nachbezahlt 
werden. Bei Versickerung auf dem eigenen Grundstück wird auf die Verrechnung von 
Anschlussgebühren verzichtet bzw. es werden nur Gebühren verrechnet für diejenigen 
Flächen, welche an die Kanalisation angeschlossen sind. Die entsprechenden 
Reglementsanpassungen sind aus der Botschaftsvorlage ersichtlich. Beim ersten Fall 
„Abbruch und Neubau“ sind pro Jahr nur wenig Fälle zu erwarten. Die finanzielle Einbusse 
beträgt für die Gemeinde ca. CHF 10‘000.00. Ein anderes Bild ergibt sich bei der Versickerung 
auf dem eigenen Grundstück. Aufgrund der Baugesuche im letzten Halbjahr sind die 
finanziellen Konsequenzen mit einem Betrag von CHF 120‘000.00 berechnet worden. Diese 
Einbussen können von der Gemeinde ohne Gegenmassnahmen verkraftet werden, weil die 
spezialfinanzierte Abwasserrechnung über ein gutes finanzielles Polster verfügt. 
 
Reglementsanpassungen 
 
§ 17 Abs. 4 

Bisherige Fassung: Neue Fassung: 

Wird ein bereits angeschlossenes Gebäude 
abgebrochen und an dessen Stelle ein Neu-
bau errichtet, wird die Anschlussgebühr 
Wasser und Abwasser für die erweiterte 
Fläche nach Abs. 3 erhoben. Bei einer Flä-
chenreduktion erfolgt keine Rückerstattung. 
 

Wird ein bereits angeschlossenes Gebäude 
abgebrochen und an dessen Stelle ein Neu-
bau errichtet, wird die Anschlussgebühr 
Wasser und Abwasser für die erweiterte 
Fläche nach Abs. 3 erhoben. Bei der An-
schlussgebühr Abwasser wird zusätzlich die 
durch die baulichen Veränderungen bedingte 
Erhöhung der in die Kanalisation entwässer-
ten Gebäudegrundfläche und der in die 
Kanalisation entwässerten Hartfläche 
berücksichtigt. Bei einer Flächenreduktion 
erfolgt keine Rückerstattung. 
 

 
§ 17 Abs. 5 und 6 

Bisherige Fassung: Neue Fassung: 
5 In Fällen, wo die Berechnungsart nach der 
anrechenbaren Bruttogeschossfläche die 
besonderen Verhältnisse zu wenig berück-
sichtigt (z.B. Fabriken, Gewerbebauten, 
Lagerbauten mit geringem Wasserver-
brauch) wird die Anschlussgebühr Wasser 
und Abwasser aufgrund des Wasser-
verbrauchs während ein bis drei Jahren 
ermittelt. Die Anschlussgebühr pro m3 jähr-
lichem Wasserverbrauch wird im Anhang 1 
festgelegt. 
 
6 Bei landwirtschaftlichen Bauten wird die 
Anschlussgebühr nach der Bruttogeschoss-
fläche nur für Wohnbauten erhoben. Für 
Ökonomiegebäude gilt Abs. 5. Bei Ersatz- 
und Erweiterungsbauten von Ökonomie-
gebäuden wird die Anschlussgebühr für die 
Wasserversorgung anhand der zusätzlichen 
Gebäudegrundfläche bemessen (siehe 
Anhang 1). 
 

5 In Fällen, wo die Berechnungsart nach der 
anrechenbaren Bruttogeschossfläche 
Geschossfläche die besonderen 
Verhältnisse zu wenig berücksichtigt (z.B. 
Fabriken, Gewerbebauten, Lagerbauten mit 
geringem Wasserverbrauch) wird die 
Anschlussgebühr Wasser und Abwasser 
aufgrund des Wasserverbrauchs während 
ein bis drei Jahren ermittelt. Die Anschluss-
gebühr pro m3 jährlichem Wasserverbrauch 
wird im Anhang 1 festgelegt. 
 
6 Bei landwirtschaftlichen Bauten wird die 
Anschlussgebühr nach der Bruttogeschoss-
fläche anrechenbaren Geschossfläche nur 
für Wohnbauten erhoben. Für Ökonomie-
gebäude bemisst sich die Anschlussgebühr 
für die Wasserversorgung nach der Gebäu-
degrundfläche (siehe Anhang 1). Bei Um-, 
An-, Aus- und Erweiterungsbauten einer 
bereits angeschlossenen Baute ist eine 
zusätzliche Anschlussgebühr zu bezahlen 
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entsprechend der durch die baulichen Ver-
änderungen bedingten Erhöhung der 
Gebäudegrundfläche, unabhängig davon, ob 
durch die baulichen Veränderungen die 
Wasserversorgung mehr beansprucht wird. 
Bei einer Flächenreduktion erfolgt keine 
Rückerstattung.gilt Abs. 5. Bei Ersatz- und 
Erweiterungsbauten von Ökonomie-
gebäuden wird die Anschlussgebühr für die 
Wasserversorgung anhand der zusätzlichen 
Gebäudegrundfläche bemessen (siehe 
Anhang 1).- 
 

 
Der Anhang 1 zu § 17 ist sinngemäss anzupassen. 
 
§ 17 Abs. 8 

Bisherige Fassung: Neue Fassung: 

Die Anschlussgebühr Abwasser für die 
Gebäudegrundfläche und entwässerte Hart-
flächen wird um 50 % reduziert, wenn das 
Sauberwasser direkt abgeleitet oder ver-
sickert wird. 

Die Anschlussgebühr Abwasser für die 
Gebäudegrundfläche und entwässerte Hart-
flächen wird um 50 % reduziert, wenn das 
Sauberwasser direkt abgeleitet oder ver-
sickert wird. 

 
Der Anhang 1 zu § 17 ist sinngemäss anzupassen. 
 
§ 43 Abs. 1 und 2 

Bisherige Fassung: Neue Fassung: 
1 Dieses von der Gemeindeversammlung 
am 2. September 2020 revidierte Reglement 
über die Finanzierung der Erschliessungs-
anlagen und der spezialfinanzierten 
Betriebe tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. Alle 
bisherigen Bestimmungen gelten als 
aufgehoben 
 
2 Auf diesen Zeitpunkt sind das Wasserreg-
lement vom 18. Juni 1986, das Abwasser-
reglement vom 1. Dezember 1995, das Reg-
lement zur Erhebung von Strassenbau-
beiträgen vom 9. Juni 2000, das 
Elektrizitätsreglement vom 5. Juni 2009, das 
Reglement zur Abfallbewirtschaftung vom 
14. Juni 1991 und das Reglement über die 
Erhebung von Baubeiträgen an die 
Erstellung von Lärmschutzwänden vom 2. 
Dezember 2005 mit den jeweiligen 
Gebühren-tarifen aufgehoben. 
 
3 (…) 

1 Dieses von der Gemeindeversammlung am 
2. September 20204. Juni 2021 revidierte 
Reglement über die Finanzierung der 
Erschliessungsanlagen und der 
spezialfinanzierten Betriebe tritt am 
1. Januar August 2021 in Kraft. Die bisherige 
Fassung vom 2. September 2020 wird auf 
diesen Zeipunkt hin aufgehoben.Alle 
bisherigen Bestimmungen gelten als 
aufgehoben 
 
2 Auf diesen Zeitpunkt sind das Wasser-
reglement vom 18. Juni 1986, das Abwasser-
reglement vom 1. Dezember 1995, das 
Reglement zur Erhebung von Strassenbau-
beiträgen vom 9. Juni 2000, das Elektrizitäts-
reglement vom 5. Juni 2009, das Reglement 
zur Abfallbewirtschaftung vom 14. Juni 1991 
und das Reglement über die Erhebung von 
Baubeiträgen an die Erstellung von Lärm-
schutzwänden vom 2. Dezember 2005 mit 
den jeweiligen Gebühren-tarifen 
aufgehoben. 
 
3 2 (…) 

 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
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Antrag: 
 
Der Anpassung des Reglements über die Finanzierung der Erschliessungsanlagen und der 
spezialfinanzierten Betriebe inklusive der betroffenen Anhänge gemäss vorstehenden Erläu-
terungen sei zuzustimmen. 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der gemeinderätliche Antrag einstimmig angenommen. 
 
 
 
7. Anpassung Wasserreglement 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger 
Im Zusammenhang mit der Einführung von Smartmeter für die Ablesung des Strom- und 
Wasserverbrauchs und die Übermittlung von Daten stellt sich auch die Frage des Daten-
schutzes. Diese Erfahrung hat unsere Nachbargemeinde Auenstein gemacht, welche durch 
ein Gerichtsurteil dazu verpflichtet wurde, eine technische Übertragung der Daten nur zum 
Zeitpunkt der Ablesung und nicht dauernd sicherzustellen und die notwendigen Reglemente 
entsprechend anzupassen. 
 
Aufgrund dieser Situation hat der Gemeinderat die Reglemente der Gemeinde Rupperswil 
überprüft. 
 
Im Elektrizitätsreglement wurde an der Sommergemeinde 2020 eine entsprechende Redak-
tion des § 14 Messung des Energieverbrauchs Absatz 6 Intelligente Messsysteme Folgendes 
geregelt: 
 

«Die EVR kann nach den Voraussetzungen der Stromversorgungsverordnung bei ihren 
Kunden intelligente Messsysteme einsetzen, welche eine detaillierte Auswertung des Ener-
giebezugs pro Kunde in verschiedenen Intervallen und zudem eine Fernauslesung ermög-

lichen. Die Übertragung der Daten an die EVR erfolgt verschlüsselt.» 
 
Entsprechend muss nun auch noch das Wasserreglement angepasst werden. Die Formulie-
rung wurde durch einen Rechtsanwalt vorgenommen und betrifft die §§ 30 und 32. 
 
Im § 30 wird lediglich vorgesehen, dass neben mechanischen auch elektronische Wasser-
zähler eingesetzt werden können. 
 
Im § 32 wird vor allem explizit geregelt, dass bei einer Fernablesung der Wert des Wasser-
verbrauchs am Tag der Ablesung erhoben, elektronisch übermittelt und anschliessend für die 
Rechnungsstellung verwendet werden darf. 
 
 

Bisherige Fassung: Neue Fassung: 

§ 30 
1 Die WVR baut auf ihre Kosten in jedes an 
ihr Versorgungsnetz angeschlossene 
Gebäude einen geprüften und plombierten 
Wasserzähler ein. Dieser bleibt Eigentum 
der WVR und wird von ihr unterhalten. Die 
WVR bestimmt den Ort der Installation und 
die Grösse des Zählers. Ist ein Standort im 
Innern des Gebäudes zur Unterbringung des 

§ 30 
1 Die WVR baut auf ihre Kosten in jedes an 
ihr Versorgungsnetz angeschlossenes 
Gebäude einen geprüften und plombierten 
mechanischen oder elektronischen Wasser-
zähler ein. Dieser bleibt Eigentum der WVR 
und wird von ihr unterhalten. Die WVR 
bestimmt den Ort der Installation und die 
Grösse des Zählers. Ist ein Standort im 



 4. Juni 2021 

419 
 

Wasserzählers nicht möglich, bewilligt die 
WVR einen besonderen Schacht und 
bestimmt Ort, Art und Grösse desselben. Die 
Bau- und Unterhaltskosten für den Schacht 
gehen zu Lasten des Gebäudeeigentümers. 
 
2 (…) 
 
3 (…) 
 
 
§ 32 
 
Das Ablesen des Wasserzählerstandes 
erfolgt in regelmässigen Zeitabständen 
durch das von der WVR damit beauftragte 
Personal. Der Gemeinderat bestimmt die 
Ableseperiode. 
 

Innern des Gebäudes zur Unterbringung des 
Wasserzählers nicht möglich, bewilligt die 
WVR einen besonderen Schacht und 
bestimmt Ort, Art und Grösse desselben. Die 
Bau- und Unterhaltskosten für den Schacht 
gehen zu Lasten des Gebäudeeigentümers. 
 
2 (…) 
 
3 (…) 
 
 
§ 32 
 
Das Ablesen des Wasserzählerstandes 
erfolgt in regelmässigen Zeitabständen 
durch das von der WVR damit beauftragte 
Personal, durch Selbstablesung oder via 
elektronische Fernablesung. Bei der 
elektronischen Fernablesung wird der Wert 
des Wasserverbrauchs am Tag der 
Ablesung erhoben, elektronisch übermittelt 
und anschliessend für die 
Rechnungsstellung verwendet. Der 
Gemeinderat bestimmt die Ableseperiode. 
 

 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
 
 
Antrag: 
 
Der Anpassung des Wasserreglements gemäss vorstehenden Erläuterungen sei zuzu-
stimmen. 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der gemeinderätliche Antrag einstimmig angenommen. 
 
 
 
8. Genehmigung «Gemeindevertrag über den Bevölkerungsschutz und den Zivil-

schutz Lenzburg Seetal» 
 
Gemeinderat Erich Hediger 
Ausgangslage 
Der Regierungsrat hat am 10. September 2014 der “Konzeption Zivilschutz Kanton Aargau 
2013“ zugestimmt. Diese wurde auf den 1. Januar 2015 in Kraft gesetzt. Damit wurden die 
Abteilung Militär und Bevölkerungsschutz (AMB) des Kantons Aargau sowie die Gemeinden 
mit der Umsetzung beauftragt. Die Konzeption beinhaltet u.a. die Reduktion der Anzahl Zivil-
schutz- und Bevölkerungsschutzregionen von heute 22 auf 12 Regionen. 
Hauptgründe für die Neukonzeption sind die sinkenden Bestände, die tiefen Rekrutierungs-
quoten, die Professionalisierung der Führung sowie die Strategie des Bundes (Bev S/ZS 
2015+). 
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Vorgehen 
Aufgrund der vom Regierungsrat beschlossenen Konzeption besteht in den Organisationen 
«Seetal» und «Lenzburg» Handlungsbedarf. Als Hauptziel wird angestrebt, dass sich beide 
Organisationen innerhalb der vorgegebenen Frist zu einer Organisation, nämlich zur „Bevöl-
kerungsschutzregion Lenzburg Seetal“ zusammenschliessen. Beide Regionalen Bevölke-
rungsschutzkommissionen und alle Gemeinderäte haben der hier vorliegenden Vorlage 
zugestimmt. Das Geschäft wird in allen Gemeinden an den Sommer-
Gemeindeversammlungen behandelt. 
 
Weitere Eckpunkte: 

− Vertragsparteien sind insgesamt 24 Gemeinden. 

− Lenzburg als Leitgemeinde übernimmt die organisatorischen und administrativen Auf-
gaben der Bevölkerungsschutzregion Lenzburg Seetal. 

− Jede Vertragsgemeinde ist mit dem Ressortvorsteher Bevölkerungsschutz in der 
Regionalen Bevölkerungsschutzkommission (RBK) vertreten. Das Präsidium der 
Kommission steht der Leitgemeinde zu. Die Kommission konstituiert sich im Übrigen 
selbst. 

− Als Verwaltungs- und Vollzugsorgan der RBK wird ein aus 7 - 9 Mitgliedern bestehender 
Lenkungsausschuss unter dem Präsidium der Leitgemeinde gebildet. Vom Gemeinderat 
Rupperswil wird eine Einsitznahme in der RBK angestrebt. 

− Die kantonale Konzeption gibt ab 60‘000 Einwohnern eine Bataillonsstruktur für die ZSO 
vor, mit der Vorgabe von 500 Stellenprozenten. Rupperswil war damit nicht ein-
verstanden und hat sich in der Zivilschutzkommission für eine schlankere Version ein-
gesetzt. Heute werden die ZSO Lenzburg und Seetal mit 215 Stellenprozenten geführt. 
Innerhalb der neuen ZSO-Region ist per 31. Dezember 2018 ein Bevölkerungsbestand 
von 69‘298 Personen zu verzeichnen. Damit liegen wir deutlich über dem kantonalen 
Wert von 60‘000 Einwohnern. Der Sollbestand beträgt 436 Zivilschützer. Mit 280 Stel-
lenprozenten konnte eine sehr schlanke Führungsstruktur geschaffen werden. 

− Der gemeinsame Aufwand und Ertrag wird im Verhältnis zur Bevölkerungszahl auf die 
Vertragsgemeinden verteilt. 

− Der Gemeindevertrag über den regionalen Bevölkerungsschutz und Zivilschutz Region 
Lenzburg vom 6. Dezember 2012 und der Gemeindevertrag über den regionalen 
Bevölkerungsschutz und Zivilschutz Seetal vom 28. August 2006 werden auf den Zeit-
punkt des Inkrafttretens des neuen Vertrags aufgehoben. 

 
Kosten 
Die Kosten pro EinwohnerIn werden wie folgt geschätzt (in Fr.): 
 

 Vor Fusion Nach Fusion 
 

Budget 2020 Budget 2021 Allgemein- 
budget 2022* 

ZSO Lenzburg 13.49 15.55 13.46 

RFO Lenzburg  0.97  0.70  1.11 

Total BSR Lenzburg 14.46 16.25 14.57 
    

ZSO Seetal 13.86 14.18 13.46 

RFO Seetal  1.19  1.17  1.11 

Total BSR Seetal 15.05 15.35 14.57 
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 Vor Fusion Nach Fusion 
 

Budget 2020 Budget 2021 Allgemein- 
budget 2022* 

Ø ZSO 13.68 14.87 13.46 

Ø RFO  1.08  0.93  1.11 

Ø Gesamtregion 14.76 15.80 14.57 

* Kosten Grundbetrieb ohne Anschaffungen 
 
Die angestrebten Gesamtkosten von Fr. 14.57 pro EinwohnerIn liegen weit unter dem kanto-
nalen Durchschnitt von Fr. 21.00 bis Fr. 25.00. Ermöglicht wurde dies u.a. auch wegen der 
von Rupperswil geforderten schlanken Führungsstruktur. 
 
Vorbehalt 
Im Hinblick auf den eher unwahrscheinlichen Fall, dass eine oder mehrere Vertragsgemeinden 
dem Vertrag nicht zustimmen, wird der Vertrag mit den zustimmenden Gemeinden trotzdem 
abgeschlossen. Der Regierungsrat hat dann die Möglichkeit, die ablehnende/n Gemeinde/n 
im Sinne einer Ersatzvornahme zu einem Beitritt zu verpflichten. 
 
 
Diskussion: 
 
Rolf Kohler, Oberdorf 15 
Ich habe eine Frage zum Zivilschutz- und Bevölkerungskonstrukt bezüglich Finanzen. Gemäss 
den Ausführungen ist Lenzburg als leitende Gemeinde bestimmt worden. Bei einer 
angenommenen Bevölkerungszahl von 70‘000 Personen und den voraussichtlichen Kosten 
von Fr. 15.00 pro Einwohner und Jahr, ergibt das rund eine Million Franken an Beitrags-
zahlungen, welche von den beteiligten Gemeinden geleistet werden müssen. Was passiert mit 
diesem Geld, wie wird es eingesetzt, wie ist die Rechnungsführung aufgebaut, wer führt die 
Rechnung und von welchem Kontrollorgan wird diese geprüft? 
 
Gemeinderat Erich Hediger informiert, dass die Budgeterstellung für die neue Organisation 
aufgrund der bisherigen Budgetzahlen der beiden Organisationen ZSO Lenzburg und Seetal 
erfolgt ist. Alle Gemeinden müssen die gleichen Beitragszahlungen an die Leitgemeinde 
Lenzburg leisten, welche auch für die Rechnungsführung verantwortlich ist, inkl. Rechnungs-
kontrolle. 
 
Es wird keine Weiterführung der Diskussion gewünscht. 
 
 
Antrag: 
 
Dem Gemeindevertrag über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz Lenzburg Seetal per 
1. Januar 2022 sei zuzustimmen.  
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der gemeinderätliche Antrag einstimmig genehmigt. 
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9. Genehmigung Satzungsänderungen für Gemeindeverband Kreisschule Lotten 
 
Vizeammann Mirjam Tinner 
Mit der Volksabstimmung vom 27. September 2020 hat das Aargauer Stimmvolk über die 
Neuorganisation der Führungsstrukturen der Aargauer Volkschule abgestimmt. Mit der 
Annahme dieser Vorlage werden die Schulpflegen im Aargau per 31. Dezember 2021 abge-
schafft. Die Kompetenzen und Aufgaben der Schulpflege gehen damit auf den Gemeinderat 
über. 
Der Bereich unserer Primarschule ist in der Gemeindeordnung geregelt. Da in der Primar-
schule nur eine formelle Anpassung an die Gemeindeordnung erforderlich ist, kann diese 
Anpassung «Verantwortlichkeit von der Schulpflege zum Gemeinderat» mit einer Fussnote in 
der Gemeindeordnung erfolgen und muss nicht der Gemeindeversammlung zur Beschluss-
fassung unterbreitet werden. 
Anders ist dieser Vorgang bei der Kreisschule. Die Kreisschule Lotten gründet auf Satzungen 
und besteht aus den drei Gemeinden Hunzenschwil, Rupperswil und Schafisheim. Somit muss 
jede Satzungsänderung in den drei Gemeinden der Gemeindeversammlung zur Entscheidung 
vorgelegt werden. Der Hauptschulstandort ist Rupperswil und die Sitzgemeinde ist 
Schafisheim. Aktuell ist es so, dass der Kreisschulpflege Lotten je ein Vertreter des 
Gemeinderates aus den drei Gemeinden überstellt ist. Gemäss Gesetz werden die Kompe-
tenzen und die Aufgaben an die nächst höhere Instanz und somit an den Verbandsvorstand 
übertragen. Analog der Regelung für die Primarschule, wo neu der Gemeinderat verantwortlich 
ist. Der Verbandsvorstand der Kreisschule Lotten hat die Satzungen der Kreisschule 
überarbeitet. Die Satzungen mussten in verschiedenen Bereichen angepasst werden. In erster 
Linie ist die Funktion der Kreisschulpflege gestrichen und durch den Verbandsvorstand ersetzt 
worden. Daneben mussten einige Anpassungen an die neusten gesetzlichen Vorgaben 
erfolgen. Der Verbandsvorstand hat sich auch bereits mit einer Delegation der 
Kreisschulpflege sowie der Schulleitung getroffen, um die zukünftige Führung der Kreisschule 
in einem Funktionendiagramm zu regeln. Das Funktionendiagramm soll Aufschluss darüber 
geben, welche Aufgaben und Kompetenzen von wem wahrgenommen werden. Das 
Funktionendiagramm kann später laufend geändert und den neuen Gegebenheiten angepasst 
werden. Bevor die Satzungen in den drei Gemeinden den Gemeindeversammlungen zur 
Abstimmung unterbreitet wurden, sind diese durch die Gemeindeabteilung vom Departement 
Volkswirtschaft und Inneres des Kantons Aargau einer Vorprüfung unterzogen und als in 
Ordnung befunden worden. Nach der Zustimmung durch alle drei Verbandsgemeinden werden 
die Satzungen zur abschliessenden Genehmigung dem Regierungsrat des Kantons Aargau 
unterbreitet. Die vollständigen Satzungen mit den beantragten Änderungen konnten in den 
Auflageakten zur heutigen Gemeindeversammlung eingesehen werden. 
 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
 
 
Antrag: 
 
Den neuen Satzungen für die Kreisschule Lotten, gültig ab 1. Januar 2022, sei zuzustimmen. 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der Antrag ohne Gegenstimmen angenommen. 
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10. Genehmigung Verpflichtungskredit für Sanierung Werkleitungen Haldenweg 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger 
Der Auslöser für die Sanierung der Werkleitungen im Haldenweg ist die über 60 Jahre alte 
Wasserleitung, welche gemäss Generellem Wasserversorgungsprojekt mit erster Priorität 
ersetzt werden muss.  
Der Gemeinderat hat deshalb die Bodmer Bauingenieure AG mit der Ausarbeitung eines 
Projektes beauftragt, wobei die Sanierung der diversen Werkleitungen möglichst durch die 
spezialfinanzierten Betriebe finanziert werden sollte, um so die steuerrelevante Gemeinde-
rechnung zu entlasten. 
Nebst dem Ersatz der Grauguss-Wasserleitung mit einer Kunststoffleitung und der Haus-
anschlussleitungen im Strassenbereich sollen auch diverse Sanierungsmassnahmen des 
Abwassersystems sowie eine Ergänzung der Elektrokabelanlage vorgenommen werden. Bei 
der Strassenbeleuchtung werden die Kandelaber ersetzt, ergänzt und an das neue Netz-
trassee angeschlossen. Da die Strasse in einem schlechten Zustand ist, werden die Rand-
abschlüsse und der Belag ersetzt. Details können der Vorlage entnommen werden. 
Die private Abwassersammelleitung in der privaten Stichstrasse muss gemäss Gesetzgebung 
durch die Leitungseigentümer saniert werden. Entsprechende Gespräche zwischen den 
Leitungseigentümern und der Gemeinde sind bereits erfolgt, damit eine gute Lösung erreicht 
werden kann. Nach der Sanierung kann die Leitung durch die Gemeinde übernommen 
werden. Diese wäre dann künftig für Sanierungen zuständig. 
Die Kosten für die Sanierungsarbeiten belaufen sich Total auf Fr. 578‘500 inkl. Mehrwert-
steuer. Dabei werden nur die Kosten von Fr. 39‘000 steuerrelevant. Die übrigen Kosten werden 
von den spezialfinanzierten Betrieben getragen. 
 
Strassenbeleuchtung Fr. 39‘000.00 
Wasserversorgung Fr. 190‘500.00 
Abwasserbeseitigung Fr. 116‘000.00 
Elektrizitätsversorgung Fr. 233‘000.00 

Total (inkl. MwSt.) Fr. 578‘500.00 

 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
 
 
Antrag: 
 
Für die Sanierung der Werkleitungen am Haldenweg sei ein Verpflichtungskredit von 
Fr. 578'500 (inkl. MwSt.) zuzüglich teuerungsbedingter Mehrkosten zu genehmigen 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der Antrag ohne Gegenstimmen angenommen. 
 
 
 
11. Genehmigung Verpflichtungskredit für Sanierung Trafostation Sandweg 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger 
Gemäss der Investitionsplanung in der Elektroversorgung müssen in den kommenden Jahren 
diverse Trafostationen aufgrund vom Alter, der technischen Entwicklung und den gesteigerten 
Anforderungen an die Elektrizitätsversorgung erneuert werden. 
 
Der Anfang dieses Erneuerungsprozesses wird mit der Sanierung der Trafostation am 
Sandweg gemacht. Die Anlage hat mit 35 Betriebsjahren das Lebensende erreicht. Aufgrund 
der Alterung, der Schwächung des Materials und der Entwicklung im Elektrizitätsbereich ist 
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der Wartungs- und Reparaturaufwand in den letzten Jahren stark angestiegen. Ersatzteile sind 
kaum mehr erhältlich und Servicepersonal, welches noch über die erforderlichen Kenntnisse 
verfügt nur noch bedingt verfügbar. Um die Betriebs- und Versorgungssicherheit weiterhin 
sicherzustellen, Ausbaureserven für künftige Bedürfnisse zu schaffen und die Perso-
nensicherheit bei Wartungs- und Reparaturarbeiten zu erhöhen, muss die Trafostation 
Sandweg zwingend vollständig saniert werden. 
Ich verzichte darauf, Details zu den Arbeiten im Nieder- und Mittelspannungsbereich aufzu-
führen und verweise auf die Ausführungen in der Vorlage. 
 
Die Kosten für die Sanierungsarbeiten wurden mit Total Fr. 200‘000 inkl. Mehrwertsteuer 
veranschlagt. 
 
Vorbereitungsarbeiten Fr. 31‘300.00 
Gebäude/Baumeister Fr. 21‘600.00 
Mittelspannungsanlage Fr. 82‘400.00 
Niederspannungsanlage Fr. 32‘300.00 
Div./Unvorhergesehenes Fr. 11‘400.00 
Planungshonorar Fr. 21‘000.00 

Total (inkl. MwSt.) Fr. 200‘000.00 

 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
 
 
Antrag: 
 
Für die Sanierung der Trafostation am Sandweg sei ein Verpflichtungskredit von Fr. 200’000 
(inkl. MwSt.) zuzüglich teuerungsbedingter Mehrkosten zu genehmigen 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der Antrag ohne Gegenstimmen angenommen. 
 
 
 
12. Verschiedenes 
 
Vom Gemeinderatstisch aus werden folgende Mitteilungen gemacht. 
 
Personelles 
Seit der letzten Gemeindeversammlung sind im Personalwesen folgende Mutationen erfolgt: 

− In der Abteilung Steuern wurde per 1. März Frau Jeannine Riesen, wegen einer Mutter-
schaft, durch Herrn Armando Janko abgelöst. 

− Per 1. Juni übernimmt Herr David Fiore die Nachfolge von Herrn Ramon Pedrini als 
Bereichsleiter Bau, Planung und Umwelt und Bauverwalter. Herr Fiore ist gleichzeitig 
Mitglied der Geschäftsleitung. 

− Auf der Abteilung Finanzen wird Frau Marianne Sigrist per Ende Jahr frühzeitig in den 
Ruhestand treten. Deshalb und im Zusammenhang mit einer Reorganisation der Abteilung 
Finanzen im Bereich der spezialfinanzierten Betriebe wird Herr Simon Gerber in den 
Technischen Betrieben integriert und neu eine 100%-Stelle mit Frau Ursula Spörri als Stv. 
Abteilung Finanzen per 1. September angestellt. Ohne die beantragte 40% Stelle für die 
Abteilung Finanzen konnte dieser personelle und organisatorische Wechsel pensenneutral 
vollzogen werden. 

− Beim Hauswartdienst wird per 1. Juli Herr Daniel Hächler durch Herrn Fabian Merz ersetzt. 
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Bau- und Nutzungsordnung 
Die Bau- und Nutzungsordnung befindet sich aktuell immer noch beim Regierungsrat. Gemäss 
Auskunft soll die Behandlung im Laufe dieser Woche oder in einer der nächsten Wochen 
erfolgen. Wegen einer Einwendung, war das Genehmigungsverfahren nicht schneller möglich. 
Zurzeit ist der Gemeinderat daran, eine Zentrumsplanung einzuleiten und so die Grundlage 
für die entsprechenden Gestaltungspläne zu schaffen. 
 
SBB Tageskarten Gemeinde 
Da die SBB die Tageskarten ab Ende 2023 nicht mehr im Angebot führt und im vergangenen 
Jahr für die Gemeinde Rupperswil ein Verlust von über Fr. 10'000 resultierte, hat der 
Gemeinderat beschlossen, diese ab 2022 nicht mehr anzubieten. Zudem ist festzuhalten, 
dass auf dem Markt erhältliche Tageskarten zum Teil zu besseren Konditionen erworben 
werden können. 
 
Gewerbebetrieb Hard, Möriken-Wildegg 
Im Zusammenhang mit dem Bau eines Gewerbebetriebes im Hard auf dem Gemeindebann 
von Möriken-Wildegg wird Möriken-Wildegg sehr kurzfristig Erschliessungsarbeiten durch-
führen. Im Zusammenhang mit den vorgesehenen Grabarbeiten kann Rupperswil ausser-
planmässig und kostengünstig die Wasserleitung aus dem Jahre 1973 im Aufbruchbereich 
ersetzen. Die Kosten belaufen sich auf Fr. 65'000.00. Da mit den Erschliessungsarbeiten im 
Juli begonnen werden soll, konnten die Kosten nicht im Budget aufgenommen werden. 
 
Termine 

− Die Bundesfeier findet wiederum beim Dorfmuseum statt. Als Redner konnte Herr Horst 
Hablitz, Polizeipsychologe gewonnen werden. 

− Die Sonntagsmatinee der Ortsbürgergemeinde mit der Dixieland Jazzband findet am 
8. August, ebenfalls beim Dorfmuseum, statt.  

− Wie bereits bekannt, finden die Erneuerungswahlen in die Rupperswiler Behörden am 26. 
September und allenfalls in einem zweiten Wahlgang am 28. November statt. 

− Die Gemeindeversammlungen finden im nächsten Jahr am 10. Juni und 18. November 
2022 statt. 

 
 
Marc Lehnert, Lindenweg 15 
Ich danke dem Gemeinderat für die heutige Versammlung und allen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern für das aktive Mitmachen und das Interesse am Dorfleben. Nach meiner Ansicht 
ist bei Traktandum 5 die Reihenfolge der Abstimmungen falsch gewählt worden. Die vom 
Gemeinderat beantragte Pensenerhöhung um „100-xxx-Prozent“ ist abgelehnt und der Antrag 
der FDP mit Erhöhung um 60 % angenommen worden. Nach meiner Ansicht hätte der 
gemeinderätliche Stellenerhöhungsantrag dem Antrag der FDP gegenübergestellt werden 
müssen.  
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger informiert, dass zwei Anträge vorlagen und der Vor-
sitzende in der Konstellation über die Reihenfolge der Abstimmungen entscheiden kann. In 
der Regel wird zuerst über den Gegenantrag abgestimmt – was so erfolgt ist – und 
anschliessend über den Antrag des Gemeinderates. Ein Antrag ist klar abgelehnt und der 
andere Antrag ist deutlich angenommen worden. Somit ist dieses Ergebnis gültig. 
 
Marc Lehnert, Lindenweg 15 
Ich möchte die Versammlung nicht länger aufhalten. Aber nach meiner Ansicht war das Ver-
fahren nicht ganz korrekt. 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger führt aus, dass der Wille der Versammlungsteilnehmer mit 
dem Abstimmungsergebnis korrekt abgebildet worden ist. Die Versammlungsteilnehmer 
waren mit der vom Gemeinderat beantragten Erhöhung um 180 Stellenprozente nicht ein-
verstanden, jedoch mit dem Antrag der FDP um Erhöhung um 60 Stellenprozente. 
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Rolf Kohler, Oberdorf 15 
Ein Thema, das mir speziell am Herzen liegt und im BDO-Bericht ebenfalls ganz prominent 
erwähnt ist, und wie heute Abend auch von Herr Parolini angesprochen, ist der ganze Bereich 
„Digitalisierung“. Ich bitte den Gemeinderat, in Zukunft alle Unterlagen, welche in Papierform 
auf der Gemeindekanzlei aufliegen und dort eingesehen werden können, in elektronischer 
Form als PDF auf der Homepage der Gemeinde aufzuschalten. Beispiel Traktandum 5 der 
heutigen Versammlung: Aufschaltung BDO-Bericht und alle relevanten gemeinderätlichen 
Protokollauszüge, die im Vorfeld der Gemeindeversammlung dazu erstellt worden sind und in 
den Auflageakten eingesehen werden konnten. Das wäre eine echte Dienstleistung für die 
Bürgerinnen und Bürger und störende Schalterkontakte könnten für die Gemeindeverwaltung 
reduziert werden. Z.B. 20 Schalterkontakte à 2 Minuten ergibt 40 Minuten Arbeitszeit, die auch 
anderweitig eingesetzt werden könnte. Die angesprochene Digitalisierung umfasst aber auch 
die Aktenführung des Gemeinderates. Anstatt die Auflageakten von Donnerstag bis zur 
nächsten Gemeinderatssitzung zur Einsicht aufzulegen, sollten diese in elektronischer Form 
bereitgestellt werden, damit die Gemeinderatsmitglieder diese extern und zeitlich flexibel 
abrufen und einsehen können. Damit könnte die Sitzungsvorbereitung einfacher und für alle 
Beteiligten effizienter gestaltet werden. Negativbeispiele bei einem Verzicht auf rechtzeitige 
Digitalisierung (z.B. BAG mit veralteter Fax-Lösung) sind in den vergangenen Monaten in der 
Presse mehrfach thematisiert worden. Vorgängig muss die vorgeschlagene Digitalisierung 
nach dem Öffentlichkeitsprinzip und dem Datenschutz umfassend geklärt werden, damit keine 
Rechtsverletzungen erfolgen. Sofern eine möglichst umfassende Digitalisierung zu Gunsten 
der Bürgerinnen und Bürger möglich ist, kann damit ein wesentlicher und zukunftsorientierter 
Beitrag geleistet werden. Damit verbunden ist für mich auch die Hoffnung, dass die Papierflut 
eingedämmt und weniger Bäume aus unserem kostbaren Wald für die Papierproduktion 
geopfert werden müssen. Besten Dank an den Gemeinderat für diese Abklärungen und die 
hoffentlich in den nächsten Monaten erkennbaren Fortschritte. 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger informiert, dass die Digitalisierung ein anspruchsvolles 
Thema ist, insbesondere bei der Umsetzung und Bereitstellung der öffentlich einsehbaren 
Informationen. Seit rund 4 Monaten werden die Gemeinderatsakten nur noch elektronisch 
bereitgestellt. Die Unterlagen können von den Gemeinderatsmitgliedern extern abgerufen und 
eingesehen werden. Die öffentliche Aktenauflage zur Gemeindeversammlung ist bis jetzt 
korrekt erfolgt. Bedingt durch die gesellschaftlichen Veränderungen sind neue Informations-
bedürfnisse entstanden. Das ist vom Gemeinderat erkannt worden und die Thematik wird an 
einer der nächsten Gemeinderatssitzung traktandiert. Ohne einem Entscheid vorzugreifen, 
kann dem Anliegen von Herrn Kohler vermutlich entsprochen werden. 
 
 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen, bedankt sich Gemeindeammann 
Hediger für das Erscheinen, das engagierte Mitdenken und die Einbringung von Vorschlägen 
zur positiven Weiterentwicklung der Gemeinde. Er wünscht allen Anwesenden eine positive 
und schöne Sommerzeit, verbunden mit dem Wunsch, dass die Corona-Situation möglichst 
rasch beendet und wieder zur früher gewohnten Normalität zurückgekehrt werden kann. 
 
Verbunden mit dem Wunsch auf einen schönen Abend erklärt er die Versammlung als 
geschlossen. 
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Ortsbürgergemeindeversammlung 

 
Freitag, 4. Juni 2021, 19.15 – 19.40 Uhr 
 
in der Sporthalle 
 
 
Vorsitzender: Rudolf Hediger, Gemeindeammann 
Protokollführer: Marco Landert, Gemeindeschreiber 
 
Stimmenzähler: Kornel Köbeli, Product-Manager 
 Roger Ramseyer, Mechaniker 
 Brigitte Marti, Hausfrau 
 Stefan Farner, Malermeister 
 
 
Stimmberechtigte 
 
laut Stimmregister 246 
 ======= 
 
Anwesend sind laut Auszählung 25 
 ======= 
 
Für die abschliessende Beschlussfassung  
(§ 30 Gemeindegesetz) ist 1/5 der Stimmberechtigten erforderlich       = 50 
 ======= 
 
Demgemäss ist die Versammlung nicht abschliessend beschlussfähig. Alle Beschlüsse (po-
sitive und negative) unterstehen dem fakultativen Referendum. Das Referendum kann von 
1/10 der Stimmberechtigten innert 30 Tagen seit Veröffentlichung der Beschlüsse schriftlich 
verlangt werden (§ 31 Gemeindegesetz). Massgebend ist die Zahl der Stimmberechtigten am 
Tage der Einreichung eines Begehrens. 
 
 
Traktandenliste 
 
1. Protokoll  
2. Rechenschaftsbericht und Gemeinderechnungen 2020 
3. Organisationsstatut der Ortsbürgergemeinde für Amtsperiode 2022/25  
4. Aufhebung Waldreglement vom 10. Juni 1961 
5. Genehmigung Baurechtsvertrag  
6. Verschiedenes  

 
 
Eröffnung 
 
Herr Gemeindeammann Rudolf Hediger begrüsst die Ortsbürgerinnen und Ortsbürger zur 
Rechnungsgemeindeversammlung, welche wiederum vorgängig zur Einwohnergemeinde-
versammlung durchgeführt wird. Leider muss er Frau Gemeinderätin Jasmin Bühler-Hofer 
entschuldigen, die sich nach der Geburt ihrer Tochter Mila Sophia noch im Mutterschaftsurlaub 
befindet. Aus versicherungsrechtlichen Vorschriften darf sie ihre Aufgaben als Gemeinderätin 
während dieser Zeit nicht wahrnehmen und kann auch heute Abend nicht an der 
Gemeindeversammlung teilnehmen. Ihre Geschäfte werden durch ihre Stellvertreterin Frau 
Vizeammann Tinner vorgetragen. 
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Im Weiteren teilt der Vorsitzende den Anwesenden mit, dass trotz der weiterhin unsicheren 
Lage wegen Corona die eidgenössischen und kantonalen Behörden die Durchführung von 
Gemeindeversammlungen erlauben. Deshalb hat sich der Gemeinderat entschlossen, die 
heutige Gemeindeversammlung wie geplant und unter Einhaltung der geltenden Schutz-
bestimmungen durchzuführen. Die Versammlungsteilnehmer werden gebeten, die Schutz-
bestimmungen einzuhalten. 
 
Bevor die traktandierten Geschäfte besprochen werden, teilt der Vorsitzende mit, dass die 
Unterlagen zur heutigen Gemeindeversammlung bei der Gemeindekanzlei während 14 Tagen 
öffentlich aufgelegen haben und der Stimmrechtsausweis, die Traktandenliste und die 
Versammlungsunterlagen rechtzeitig zugestellt worden sind. Die Gemeindeversammlung sei 
demzufolge ordentlich einberufen worden. 
 
 
 
1. Protokoll 
 
Die Protokollprüfungskommission stellt gestützt auf die vorgenommene Prüfung den 
 
Antrag: 
 
Das Protokoll der letzten Ortsbürgergemeindeversammlung vom 20. November 2020 sei zu 
genehmigen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ohne Diskussion wird das Protokoll der Ortsbürgergemeindeversammlung vom 20. November 
2020 einstimmig genehmigt. 
 
 
 
2. Rechenschaftsbericht und Gemeinderechnungen 2020 
 
Vizeammann Mirjam Tinner 
Die Ortsbürgerverwaltung schliesst mit einem Ertragsüberschuss von Fr. 401‘800.-- ab. 
Budgetiert war ein Überschuss von Fr. 375‘000.---. Auch bei der Waldwirtschaft konnte ein 
hoher Ertragsüberschuss von Fr. 140‘900.-- erwirtschaftet werden. Budgetiert war eine aus-
geglichene Rechnung. Das Eigenkapital der Ortsbürger betrug 11.88 Millionen Franken per 
Ende 2019. Der Ertragsüberschuss aus der Rechnung 2020 wird dem Eigenkapital zuge-
wiesen. Zudem ist die Forstreserve von 2.04 Millionen Franken per 1. Januar 2020 aufgelöst 
und ebenfalls ins Eigenkapital zugewiesen worden. Das Eigenkapital der Ortsbürgergemeinde 
beträgt nun per 31. Dezember 2020 total 14.47 Millionen Franken. 
 
 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
 
 
Die Abstimmung wird vom Präsidenten der Finanzkommission Robert Kunz durchgeführt. 
 
Robert Kunz, Präsident Finanzkommission 
Die Finanzkommission hat auch dieses Jahr die Rechnung der Ortsbürgergemeinde voll-
umfänglich geprüft. Die Finanzkommission hat keine Beanstandungen zur Rechnung anzu-
bringen und beantragt, diese zu genehmigen. 
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Antrag: 
 
Die Jahresrechnung 2020 der Ortsbürgergemeinde sei zu genehmigen. 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird die Jahresrechnung 2020 der Ortsbürgergemeinde einstimmig 
genehmigt. 
 
 
Gemeindeammann Rudolf Hediger dankt der Finanzkommission und der Finanzverwaltung für 
die geleistete Prüfungsarbeit und für die Erstellung der Jahresrechnung 2020 sowie dem 
Gemeindeschreiber für die Arbeit zur Erstellung der Botschaftsvorlage. 
 
 
 
3. Organisationsstatut der Ortsbürgergemeinde für Amtsperiode 2022/25 
 
Gemeinderat und Ortsbürgerkommissionspräsident Erich Hediger 
Den vierjährigen Amtsperioden vorausgehend müssen jeweils die üblichen Grundsatz-
beschlüsse gefasst werden. Diesbezüglich sind im Hinblick auf die nächste Amtsperiode 
2022/25 folgende Anpassungen geplant: 
 

− Der Ressortleiter Ortsbürgerwesen gehört der Ortsbürgerkommission von Amtes wegen 

an. 

− Die Ortsbürgerkommission konstituiert sich selber. 

− Die Ortsbürgerkommission berät den Gemeinderat u.a. in allgemeinen Finanzfragen bei 

Verpachtungen, im Forstwesen, im Kulturbereich, bei Einbürgerungen sowie bei der 

Umsetzung des Anlagereglements. 

− Die Ortsbürgerkommission begleitet die Neu- und Umbauten von Immobilien der Orts-

bürgergemeinde und koordiniert den Betrieb sowie die Bewirtschaftung dieser Immobilien. 

− Gestrichen wird der Passus: «Der Forstinhaber des Gemeinderates sowie der Gemein-

deförster gehören der Ortsbürgerkommission von Amtes wegen an.» Neu wird festge-

halten: «Der Forstbetriebsleiter nimmt ohne Stimmrecht vor allem für die Belange des 

Waldes an den Sitzungen teil.» 

− Gestrichen wird die bisherige Regelung: «Die Ortsbürgerkommission entscheidet 

gemeinsam mit dem Gemeinderat über den Erwerb, die Veräusserung und den Tausch 

von Grundstücken gemäss Organisationsstatut.» Neu heisst es: «Die Ortsbürgerkommis-

sion berät den Gemeinderat beim Erwerb, bei der Veräusserung und beim Tausch von 

Grundstücken und Immobilien, begleitet die Vorbereitung dieser Rechtsgeschäfte und 

entscheidet gemäss § 1 des Organisationsstatutes gemeinsam mit dem Gemeinderat über 

diese.» 

 
Das per Amtsperiode 2022/25 überarbeitete Ortsbürgerstatut lautet wie folgt: 
 

«Gestützt auf das Gesetz für die Ortsbürgergemeinden des Kantons Aargau (Orts-
bürgergemeindegesetz, OBGG) vom 1. Januar 1978 (Stand 1. Januar 2019) regelt die 
Ortsbürgergemeinde Rupperswil folgende Organisation, Aufgaben und Kompetenz-
delegationen für die Amtsperiode 2022-2025: 
 
§ 1 Erwerb, Veräusserung und Tausch von Grundstücken sowie Abschluss weiterer 

Rechtsgeschäfte im grundbuchlichen Verkehr 
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1) Die Kompetenz für den Kauf, Verkauf und Tausch von Grundstücken bis zum 
Höchstbetrag von CHF 2 000 000 pro Kalenderjahr mit entsprechenden Darlehens-
aufnahmen, jedoch unter Einbezug der Zustimmung der Ortsbürgerkommission, wird 
an den Gemeinderat übertragen. 

2) Bei Uneinigkeit der beiden Gremien zu einem Liegenschaftsgeschäft wird der Ent-
scheid durch die Ortsbürgergemeindeversammlung gefällt. 

3) Der Gemeinderat wird zusätzlich zum Abschluss der übrigen Rechtsgeschäfte im 
grundbuchlichen Verkehr (Dienstbarkeiten, Vormerkungen, Anmerkungen etc.) 
ermächtigt. 

 
§ 2 Personalreglement 
Für die Angestellten der Ortsbürgergemeinde gilt das Personalreglement der Einwohner-
gemeinde mit den weiteren einschlägigen Beschlüssen. 
 
§ 3 Finanzkommission 
Die Aufgaben und Befugnisse der Finanzkommission für die Ortsbürgergemeinde werden der 
Finanzkommission der Einwohnergemeinde übertragen. 
 
§ 4 Stimmenzähler 
Die Aufgaben der Stimmenzähler für die Ortsbürgergemeinde werden den Stimmenzählern 
der Einwohnergemeinde übertragen. 
 
§ 5 Protokollprüfungskommission 
Zur Prüfung des Protokolls der Ortsbürgergemeindeversammlung und zur Antragstellung an 
die Versammlung ist die Protokollprüfungskommission, bestehend aus drei Mitgliedern des 
Wahlbüros, zuständig. 
 
§ 6 Ortsbürgerkommission 
1) Der Gemeinderat wählt eine aus 5 - 7 Mitgliedern bestehende Ortsbürgerkommission. 

Der Ressortleiter Ortsbürgerwesen gehört der Ortsbürgerkommission von Amtes 
wegen an. Der Forstbetriebsleiter nimmt ohne Stimmrecht – vor allem für die Belange 
des Waldes – an den Sitzungen teil. Die Ortsbürgerkommission konstituiert sich selber. 

2) Die Ortsbürgerkommission setzt sich für die Aufrechterhaltung und Pflege des Orts-
bürgergutes, des Waldes, die Vertretung der Interessen der Rupperswiler Ortsbürger-
innen und Ortsbürger, die Beratung des Gemeinderates in allen Ortsbürgerbelangen 
und die Ausarbeitung von Vorschlägen und Anträgen zu Handen des Gemeinderates 
ein.  

3) Die Ortsbürgerkommission berät den Gemeinderat unter anderem in allgemeinen 
Finanzfragen, bei Verpachtungen, im Forstwesen, im Kulturbereich, bei Einbürge-
rungen betreffend die Aufnahme ins Ortsbürgerrecht sowie bei der Umsetzung des 
Anlagereglements. 

4) Die Ortsbürgerkommission berät den Gemeinderat beim Erwerb, bei der Veräusserung 
und beim Tausch von Grundstücken und Immobilien, begleitet die Vorbereitung dieser 
Rechtsgeschäfte und entscheidet gemäss § 1 des Organisationsstatuts gemeinsam mit 
dem Gemeinderat über diese. 

5) Die Ortsbürgerkommission begleitet die Neu- und Umbauten von Immobilien der 
Ortsbürgergemeinde und koordiniert den Betrieb sowie die Bewirtschaftung dieser 
Immobilien. 

 
§ 7 Inkrafttreten 

Das Ortsbürgerstatut tritt per 1. Januar 2022 in Kraft und gilt für die Amtsperiode 2022-2025». 
 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
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Antrag: 
 
Das vorliegende Ortsbürgerstatut für die Amtsperiode 2022/2025 sei zu genehmigen. 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der Antrag des Gemeinderates einstimmig genehmigt. 
 
 
 
4. Aufhebung Waldreglement vom 10. Juni 1961 
 
Gemeinderat Erich Hediger 
Das vorerwähnte Reglement gelangt seit Jahren nicht mehr zur Anwendung. Die darin ent-
haltenen Vorgaben sind total veraltet und stimmen mit der aktuellen Gesetzgebung nicht mehr 
überein. Die aktuellen Regelungen sind im Gemeindevertrag über die gemeinsame Führung 
des regionalen Forstbetriebs Rupperswil oder in betriebsinternen Grundlagen (Betriebsplan 
etc.) enthalten. Übergeordnet sind die Vorgaben und Vorschriften vom Waldgesetz des 
Kantons Aargau zu respektieren und einzuhalten. Die Abklärungen beim Kanton haben 
ergeben, dass auf Stufe Gemeinde kein separates Waldreglement erforderlich ist. Das 
Rupperswiler Reglement vom 10. Juni 1961 kann ersatzlos aufgelöst werden.  
 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
 
 
Antrag: 
 
Das Waldreglement der Ortsbürgergemeinde Rupperswil vom 10. Juni 1961 sei per 
30. Juni 2021 ersatzlos aufzuheben. 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der Antrag des Gemeinderates einstimmig beschlossen. 
 
 
 
5. Genehmigung Baurechtsvertrag 
 
Gemeinderat Erich Hediger 
 
Die am Rupperswiler Amselweg beheimatete Firma Haga AG Baustoffe war im Herbst 2018 
an den Gemeinderat gelangt und hatte damals ihr Interesse am Erwerb der ortsbürgerlichen 
Parzelle 1923, welche schräg vis-à-vis des Firmengebäudes liegt, bekundet. Die betreffende  
Parzelle weist eine Fläche von rund 35 Aren auf und liegt in der Gewerbezone. In Anlehnung 
an die ebenfalls im Jahr 2018 ausgearbeitete Immobilienstrategie der Ortsbürgergemeinde, 
welche für sämtliche in der Gewerbe- oder Industriezone liegenden Grundstücke der Orts-
bürgergemeinde allenfalls eine Abgabe im Baurecht aber keinen Verkauf vorsieht, wurde der 
Haga AG Baustoffe ein Baurechtsvertrag angeboten. Dies mit dem Vorbehalt, dass der am 
Rande der Parzelle bestehende öffentliche Parkplatz für die Besucher des Naherholungs-
gebietes an der Aare erhalten bleiben muss. Mitte des Jahres 2020 bestätigte die Haga AG 
Baustoffe ihr Interesse am betreffenden Grundstück, zumal dieses westlich an die bereits 
heute der Firma gehörende Parzelle 1924 angrenzt und einer allfälligen Erweiterung des 
Firmengeländes dienen kann. 
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Der mittlerweile ausgearbeitete Baurechtsvertrag sieht die Einräumung eines selbstständigen 
und dauernden Baurechts vor, gültig bis 31. Dezember 2120. Gemäss Vertrag darf die Parzelle 
baurechtskonform zur Erweiterung des Firmengeländes überbaut werden. Die Bau-
rechtsnehmerin verpflichtet sich, den heute bestehenden öffentlichen Parkplatz in seiner 
aktuellen Grösse zu erhalten oder ihn im Falle einer Verlegung auf eigene Kosten auf der 
Baurechtsfläche flächengleich neu zu erstellen. Der Parkplatz ist zur freien Benutzung durch 
die Öffentlichkeit freizuhalten. Die Gemeinde ist berechtigt, entsprechende Signalisationen 
und Beschilderungen anzubringen und gegebenenfalls um ein richterliches Verbot nachzu-
suchen. Der jährlich zu bezahlende Baurechtszins beträgt bei Vertragsbeginn Fr. 10'162.00 
oder Fr. 847.00 pro Monat. Der Baurechtszins richtet sich nach dem Verkehrswert des 
baurechtsbelasteten Grundstücks und dem hypothekarischen Referenzzinssatz des Bundes-
amtes für Wohnungswesen. Der Baurechtszins ist indexiert und wird jeweils alle fünf Jahre 
überprüft und gegebenenfalls angepasst. Der Baurechtszins kann jedoch nie unter den Wert 
von Fr. 10'162.00 pro Jahr sinken. Die vorbeschriebene Einräumung des Baurechts an 
Parzelle 1923 ist gestützt auf § 7 Abs. 2 lit. d des Gesetzes über die Ortsbürgergemeinden 
(Ortsbürgergemeindegesetz, OBGG) vom 19. Dezember 1978 durch die Ortsbürgerge-
meindeversammlung zu genehmigen. Bei Zustimmung durch die heutige Ortsbürger-
gemeindeversammlung würde der Baurechtsvertrag ab 1. Januar 2022 starten. 
 
Die Diskussion zu diesem Geschäft wird nicht gewünscht. 
 
 
Antrag: 
 
Der Gemeinderat sei zu ermächtigen, für die Einräumung eines selbständigen und dauernden 
Baurechts auf Parzelle 1923 der Ortsbürgergemeinde einen Baurechtsvertrag abzuschliessen. 
 
 
Abstimmung: 
 
In offener Abstimmung wird der Antrag des Gemeinderates ohne Gegenstimmen ange-
nommen. 
 
 
 
6. Verschiedenes 
 
Gemeinderat Erich Hediger informiert aus der Ortsbürgerkommission wie folgt: 
 
Postgebäude 
Zurzeit laufen Gespräche zwischen der Post und der Ortsbürgergemeinde betreffend leer-
stehendem Postgebäude. Die Ortsbürgergemeinde hat ihr Interesse bei der Post angemeldet, 
jedoch liegt noch kein Entscheid vor. 
 
Termine 

− Wegen den Corona-Vorschriften konnte der am 29. Mai 2021 vorgesehene öffentliche 
Waldumgang leider nicht durchgeführt werden. In der Ortsbürgerkommission ist aber klar 
entschieden worden, dass ein Waldumgang stattfindet, sobald das aufgrund der Corona-
Vorschriften möglich ist. 

− Die Sonntags-Matinee mit den Dixxie-Ramblers findet voraussichtlich am 8. August 2021 
statt, sofern die Durchführung wegen den Corona-Vorschriften möglich ist. 

− Der Ortsbürgerhock ist am 10. September 2021 vorgesehen. Auch hier gilt der Vorbehalt 
wegen den Corona-Vorschriften. 
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Da aus der Versammlung keine Wortmeldungen vorliegen, bedankt sich Gemeindeammann 
Rudolf Hediger für das Erscheinen. Verbunden mit dem Wunsch auf einen schönen Abend 
erklärt er die Versammlung als geschlossen. 
 
 
 
Für getreue Protokollierung zeugen: 
 

G E M E I N D E R AT  R U P P E R S W I L  

 
 
 
Rudolf Hediger Marco Landert 
Gemeindeammann Gemeindeschreiber 
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erfolgt, so dass über eine personenbezogene Suche grundsätzlich jedermann 
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